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denn diese wurde erst um 1450 erbaut, wohl aber eine Fähre
nach dem gegenüber gelegenen Dorfe Pratau, welches 1195 Brote
hieß >) (Vroda heißt wendisch die Fähre), und neben welchem
sich eine Burgwarte zum Schutz des Ueberganges erhob. 2)

Diese Straße durch die Lausitz und Sachsen nach Witten»
berg wurde von Frankfurt dann gewählt, wenn es Krieg und
Unruhen in der Mark gab. Auch in der ältesten Kriegsgeschichte
ist sie von Wichtigkeit. Für den Handel war sie aber weniger
wichtig, und nicht so lebhaft, als Nr. 15.

Dritter Zeitraum.

Frankfurts Hanbelsgeschichte vom Beginn der Hohenzollern-
schen Herrschaft I4l5 bis zur Reformation 1540.

Frankfurt war während der unruhigen Zeiten der Luxem»
burgischen Herrschaft eine immer reichere und mächtigere Stadt
geworden, wozu die großen Privilegien, die sie wegen ihrer stand»
haften Treue während der Waldemarschen Unruhen von den
Vaierschen Regenten erhalten hatte, sehr wesentlichbeitrugen.
Dem Kaiser Karl IV. hatte sie zweimal so energischen Widerstand ge»
leistet, daß er von ihren Mauern abziehen mußte, was er ihr nie»
mals vergessen hat, und durch den Vau der Brücke bei Fürsten»
berg, der Frankfurts Niederlagsrechtbedrohete, zu vergelten suchte.
Als die Stadt den Kaiser nachher als ihren Landesherrn aner¬
kennen mußte, blieb das Verhältnis^ zwischen beiden ein kaltes
und gespanntes, um so mehr, als Karl nunmehr sich große Mühe
gab, den Elbstrom schiffbar zu machen, wodurch Frankfurts rei»
cher Handel in seinen Grundfesten bedrohet wurde. Des Kaisers
Nachfolger in der Regierung der Mark überließenFrankfurt sich
selber, und das war der Stadt ganz recht, denn unterdessen griff
es weiter und weiter um sich, und bemächtigtesich selbst mehrerer
dem Landesherrn zustehenden Rechte, und diese in stetem Wechsel
begriffen und zum Theil außer Landes lebend, erhielten davon
kaum eine Kenntniß. Kaum erinnerte sich Frankfurt noch, daß

I) Bekmann Gesch. v. Anhalt III. 3. Eilers Chronik von Jetzig 382.
383. — 2) Krevsig Beiträge IV. 317.
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es von einem Landesherrn abhängig sei, und mehr oder weniger
war dies mit allen größeren Städten in der Mark derselbe Fall.

Als Friedrich I., Burggraf zu Nürnberg, zum Beherrscher
der Mark Brandenburg ernannt war, wurde es ihm gar bald
deutlich, daß dieser Zustand einer fast zügellosen Unabhängigkeit,
bei welcher das allgemeine vaterländische Interesse in eine Unzahl
von.Souderinteressen aufgelöset war, die gegen einander arbeiteten
und sich aufrieben, ohne etwas zu bezwecken, nicht fortdauern
konnte. Eine gleich zügellose Freiheit hatte sich der Adel zu er»
werben gewußt, und auch ihm galt es als das Höchste, diese
Freiheit zu vertheidigen, ohne ein höheres Ziel zu kennen. Die
landesherrlichen Rechte waren verschleudert, und mit ihnen die
landesherrliche Macht und Gewalt. Dies mußte anders werden.

Kaum aber betrat Friedrich den märkischen Boden und zog
die Zügel der Regierung an, so kehrte sich der Adel gegen ihn,
theils in dem richtigen Gefühle, daß die bisherige Ungebunden»
heit beschränkt werden würde, theils weil Friedrich ein Ausländer
war. Es begann ein Krieg, und mit Hülfe der Städte, welche
von dem Uebermuthe des Adels oft zu leiden hatten, besiegte
Friedrich den aufrührerischen Adel, stürzte seine Schlösser in
Ruinen, lösete die verpfändetenlandesherrlichenRechte und Güter
ein, und nahm dem Adel jene Macht, durch welche er dem Lan¬
desherr« gefährlich geworden war.

Allein nur die eine der übermächtig gewordenen Gewalten
im Staate war damit gebändigt, die andere bestand noch in voller
Kraft. Der Kurfürst hielt den Gesichtspunktfest, daß auch die
Städte sich der landesherrlichen Hoheit beugen müßten, wenn
der Zustand fortdauernder Unruhe und Gewalt ein Ende nehmen
sollte, und begann allmälig, demgemäß zu verfahren. Leider feh¬
len gerade für diesen wichtigen Zeitpunkt eine Menge von Ur¬
kunden, durch welche allein nur die Dunkelheiten und Andeu¬
tungen der vorhandenen aufgeklärt werden könnten. Wir wissen
nur, daß er zuerst gegen Frankfurt einschritt, aber wir wissen
nicht worüber er sich beklagte, und welche Punkte er der Stadt
zum Vorwurf machte, doch müssen sie sehr erheblich gewesen sein.
Er ernannte im Jahre 1425 am 14. Januar seinen Sohn zu
Rathenow zum Verweser der Mark Brandenburg, und nachdem
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er im Iah« 1427 die Mark für immer verlassen hatte, übertrug
er ihm von Franken aus im Jahre 1428 alle seine Streitig¬
keiten, die er mit den Bürgermeistern, Rathmannen und Bürgern
der Stadt Frankfurt insgemein und besonders hatte, und bevoll¬
mächtigte ihn, solche im Rechte zu verfolgen. Dies geschah.
Wenn ein Fürst mit einer seiner Städte in Streit gerieth, so
konnte er selber den Streit nicht entscheiden, fondern er mußte
den Landständen vorgelegt werden. Diese ernannten dann einen
Ausschuß, der aus Prälaten, Rittern und Rathmannen der be«
deutendsten Städte bestand, und vor diesen wurde ein ordent¬
licher Proceß eröffnet, vor welchen der Kläger seine articu»
lirte Klage anbrachte. Markgraf Johann muß sehr bedeutende
und begründeteBeschwerdengegen den Rath von Frankfurt und
Mehrere der dortigen vornehmsten Bürger vorgebracht haben;
leider ist aber bisher gar nichts davon bekannt geworden. Nur
Folgendes dürfte damit im Zusammenhange stehen.

Die Städte Alt- und Neustadt-Brandenburg, Berlin und
Kölln und Frankfurt standen unter einander mit den Städten
ihrer Sprache seit dem Jahre 1399 in einem festverbrieften
Bunde, wonach, im Falle die Rechte irgend einer Stadt gekränkt
würden, alle sich ihrer annehmen wollten, doch soll auch keine
sich einzeln in irgend eine Sache einlassen, wobei Land und
Städte betheiligt sein könnten. Eben so wollten sie Jeden, der
in ihrer Sache das Wort führt, vertreten, i) — Bei der Lage
der Dinge in Frankfurt hielt nun der Rath von Berlin im
Jahre 1427 für nöthig, die Vertreter der fünf Hauptstädte des
Bundes zu einer Verathung nach Verlin zusammenzuberufen.
Der Rath von Frankfurt erwiederte darauf am 22. Dezember
1427: er werde nach dem Begehren des Raths von Verlin und
Kölln alles wie verlangt bestellen, auch seine Abgeordneten zum
bestimmten Tage, Sonntag in den Weihnachten, nach Berlin
senden. Besonders hätten sie auch den ihnen gegebenenRath:
zu ihrem gnädigen alten Herrn (nach Franken) eine Votschaft
zu senden, Wohl überlegt und wollen das thun. Doch dünke es
ihnen gut, daß auch Berlin, Kölln und beide Brandenburg hin-

Y Mein Beiträge ll. «3.
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sendeten, und könnte die Votschaft noch denselben Tag abgehen,
wo sie nach Verlin kämen. >) — Ohne Zweifel wollte man bei
Kurfürst Friedlich I,, der damals in Franken war, vorbeugen,
und die Botschaft ist wahrscheinlichabgegangen, scheint aber kei¬
nen andern Erfolg gehabt zu haben, als daß der Kurfürst nun
seinen Sohn bevollmächtigte, gegen die von Frankfurt klagend
einzuschreiten.

Auch mit den Gilden war der Rath zu Frankfurt zerfallen,
besonders die Söhne des reichen Rathmannen und Kaufmanns
Friedrich Velkow, Lorenz von Aken und deren Freunde, welche
Sache bei dem heimlichen Gerichte in Westphalen anhängig ge¬
macht war. Diese Streitigkeiten entschied Markgraf Johann im
Jahre 1428 persönlich zu 'Frankfurt. 2) Das Nähere aber ist
nicht bekannt.

Weit bedeutender aber muffen des Markgrafen Beschwerden
gegen Frankfurt gewesen sein, denn der Rath und die milder»
klagten Bürger wurden verurtheilt, dem Markgrafen von Rechts¬
wegen Tausend rheinische Gulden an Entschädigung und Strafen
zu zahlen, und das Urtheil erhielt Rechtskraft. Die Verurtheilten
aber weigerten sich zu zahlen, und ließen die ihnen gesetzten Ter¬
mine ohne Wirkung verstreichen. Es scheint nun, daß sie von
dem Markgrafen von neuem verklagt und vor Gericht geladen
worden sind, daß sie aber ungehorsamer Weise ausgeblieben wa¬
ren. Wenigstens ist gewiß, daß alle jene zur Zahlung Verur¬
teilte mit Ausnahme derer von ihnen, welche inzwischenver¬
storben waren, verfestet wurden, was immer im Falle eines
dreimaligen ungehorsamen Ausbleibens verhängt wurde. Die
Verfestung bestand darin, daß die verfesteten Personen an allen
Orten, wo sie sich außer ihrem Hause sehen ließen, ergriffen und
in Arrest gebracht werden konnten, und dann als überführt gal¬
ten. Zogen sie sich nicht binnen Jahr und Tag aus der Ver¬
festung, d. h. stellten sie sich innerhalb dieser Zeit nicht frei¬
willig vor dem Gerichte, so konnte der Vogt sich ihrer auch
in ihrer Behausung bemächtigen. Ueberhaupt konnte ein Ver-
sefteter auch keine gültigen Verträge schließen, denn er durfte

1) a. a. O. 1«. — 2) 6eiKen 6oä. VII. 212.
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vor Gericht weder klagen, noch in einer andern Angelegen¬
heit, als um derentwillener verfestet war, sich verteidigen. Eben
so konnte er kein Zeugniß ablegen. Der Nach zu Frankfurt
scheint jene Verfestung sehr ruhig ertragen zu haben. So lange
die verfesteten Rathmannen die Stadt nicht verließen, waren sie
sicher, und selbst in der Umgegend, wo Mannen und Städte
mit ihnen verbündet waren, hatten sie nichts zu fürchten. Nur
dem belehnten markgräflichen Richter des höchsten Gerichts der
Stadt Frankfurt, vor welchem alle Criminalsachen gehörten, und
der unabhängig von der Stadt die markgräflichenRechte wahr¬
zunehmen hatte, lag die Pflicht ob, auf die Verfesteten zu achten,
und sie wo möglich in Haft zu bringen. Hier aber zeigt sich
in den auf uns gekommenen Nachrichtenein seltsamer Widerspruch.
Markgraf Otto hatte am 21. Juli 1373 das oberste Gericht zu
Frankfurt dem Fritz Velkow förmlich zu Lehen gegeben. Dieser
verkaufte es im Jahre 1388 dem Rathe zu Frankfurt, der es
ebenfalls zu Lehen erhielt, und gegen hundert Jahre ununter¬
brochen besaß, bis er es dem Kurfürsten im Jahre 1480 gegen
andere Vortheile abtrat, >) und doch ergtebt sich aus der Klage
des Markgrafen Johann mit großer Bestimmtheit, daß damals
ein von dem Markgrafen belehnter Richter, namentlich auch in
Peinlichen Sachen, amtsthätig war. Dieser Widerspruch scheint
kaum anders zu beseitigen, als wenn man annimmt, der Mark¬
graf habe das oberste Gericht zu Frankfurt etwa am 1428 wie¬
der zurückgekauft,ohne daß sich darüber eine Nachricht erhalten
hat, oder der Rath von Frankfurt ist nicht mit dem obersten
Gerichte selber, sondern nur mit den Einkünften desselben, die
auch oftmals schlechthin das Gericht genannt wurden (zwei Drittel
der Gerichtseinkünste) belehnt worden, und letzteres dürfte das
Richtige sein, wenigstens sagt eine Urkunde Markgraf Ludwigs
von Brandenburg von 1348 von dem höchsten Gerichte zu Ber¬
lin dasselbe, nämlich: czuc>6 «upremum ^'u^ieium eiviwtig
uozliÄe Lsrün, vicielioet 6uo8 6sn2no8 nodiz nostro^ue
juäici cowpetentez sive pertinentss eto.i) Wirklich finden

I) Wohlbrück lebus II. 91. III. 47. — 2) v.Kaumer dock I. z?.
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wir auch in Berlin während der Zeit, wo es im Besitze des höchsten
Gerichts war, dennoch einen markgräflichen Richter.

Mag es sich damit verhalten haben, wie es wolle, gewiß
ist, daß zu der hier in Rede stehenden Zeit in Frankfurt ein
markgräflicher Richter vorhanden war, und der Markgraf sich
als Inhaber des obersten Gerichts betrachtete. Wir dürfen an¬
nehmen, daß dieser Richter, nachdem die Verfassung rechtskräftig
geworden war, seine Schuldigkeit gethan haben werde, und daß
er versucht haben wird, einzelne Rathmannen, wenn sie ihre
Häuser verließen, in Gewahrsam zu bringen. Es scheint, daß
er dazu nicht bloß seinen Diener, sondern auch zwei angenommene
Leute aus Aurith benutzt hatte. Wahrscheinlich haben diese die
Hand an einen Rathmann gelegt, wenigstens ergiebt sich, daß
der Rath von Frankfurt alle drei Leute gefangen nehmen, und
ohne Urtheil und Recht an den Galgen hängen ließ. Dem
Richter thal man zwar nichts, aber man setzte ihn außer Func¬
tion, indem die sieben Schoppen auf dessen Aufforderung im
Gerichte meistens nicht erschienen, so daß das Gericht nicht ab¬
gehalten werden konnte. Der Richter hatte drei Personen aus
Leubus und einen Mann aus Frankfurt mit Urtheil und Recht
verfestet; der Rath aber nahm davon keine Notiz, ließ sie aus
der Verfestung, und hausete und hegte sie. Da nun bei diesem
Zustande das öffentliche Recht nicht gehandhabt werden konnte,
so bemächtigte sich der Rath des obersten Gerichts, ernannte
den Dietrich Lüneburger zum obersten Richter, jedoch so, daß
alle Strafgelder an den Rath sielen, und ließ nun durch die¬
sen in seinem Namen Gericht halten, wobei er zugleich ein neues
Gesetz unbefugter Weise erließ. Auch die vier Gewerke erwählten
sich besondere Richter, und brachten ihre Klagen vor diese.

Wir kennen diese Beschuldigungen nur aus der Anklage
des Markgrafen Johann; was die Stadt oder der Rath zu sei¬
ner Entschuldigung zu sagen hatte, ist uns unbekannt, wir ha¬
ben aber schon oben darauf aufmerksam gemacht, daß wir nicht
zu entscheiden vermögen, wem jetzt das oberste Gericht, das die
Stadt urkundlich im Jahre 1388 erworben hatte, gehörte. Daß
5er Markgraf sich vorgenommen hatte, die Macht der Städte zu
bändigen, ist nach dem Vorhergefagte« nicht zu bezweifeln, und
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Grund genug dazu hatte, auch Frankfurt gegeben. Sie hatten,
wahrscheinlichnoch zur Zeit der Luxemburger, eine Mühle in
der Oder bei ihrer Stadt gebaut. Da alle Ströme landesherr¬
lich waren, so fragte jetzt der Markgraf nach, wer die Erlaubniß
dazu gegeben habe, und als diese nicht nachgewiesenwerden
konnte, bestand er darauf, daß sie abgebrochenwürde, was aber
Bürgermeister, Math und Bürger verweigerten, und allerdings
hatte die' Stadt 1348 vom Markgrafen Ludwig das Recht er¬
halten, überall auf ihren Wassern und ihrem Lande Mühlen
bauen zu können, (veäinius liberum taoulwtem, oou«truelläi
seu eäinosnäi molsnäin» 8uper Proprietät« 6iote oivitÄig
in gcsuis, iu terrig, ubiounque et, quzUtercuntZue et <zu«u<io.
euuyue ipzis pigoitur» »<: vi«» tuerint expe^ire. >)

Der Frankfurter Rathmann und Schöppe Paul Grote oder
Große besaß die Dörfer Rech bei Wnetzen, Sachsendorf, Lichten¬
berg, Hohenwalde, Podegrim, Madlitz, Manschnow, Kamin und
Antheile zu Rathftock und Vooßen; 1429 noch wurde er in
Folge eines Tausches wegen der Dörfer Hohenwalde und Po¬
degrim kurfürstlicherLehnmann.2) Markgraf Johann aber ver¬
langte von ihm, wie von vielen andern, einen bestimmten Be¬
weis, daß er mit allen diesen Gütern belehnt sei. Ein solcher
Beweis ist von vielen Gutem nicht zu führen, weil in den Un¬
ruhen jener Zeit die darauf bezüglichen Schriftstücke abHänden
gekommen waren, hier und da auch wohl, weil Gewalt vor Recht
gegangen war. Der Markgraf eröffnete gegen Paul Grote den
Lehnsproceß, in Folge dessen dem letzteren ein Theil seiner Güter
ab- und dem Kurfürsten zugesprochon wurde, den man nach
Weise des Lehnrechts in die Güter einwies. Damit sie dem
Markgrafen wirklich verblieben, war aber nöthig, daß er sich
über Jahr und Tag im Besitze behauptete, ohne daß Paul Grote
inzwischen seine Klage erneuerte. Dies that Paul Grote nicht,
wohl aber übersiel er die ihm abgesprochenen Güter mit Gewalt,
pfändete sie, und trieb Pferde, Kühe, Schafe und Schweine dar¬
aus hinweg, die mehr als 1N0 Schock Böhm. Groschen werth
waren. Offenbar war dies eine Gewaltthat, deren sich aber viele

Y Iobst'Beckmann80. — 2) Wohlbrück Lebus ll. 2l«.
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damals ereigneten, weil die Forderung an die Gutsbesitzer: ihre
Rechte an ihren Gütern urkundlich nachzuweisen, mit allgemeinem
Widerwillen aufgenommen wurde. Diese Vorgänge müssen zwi¬
schen 1429 und 1432 fallen; denn in jenem Jahre wurde, wie
erwähnt, Paul Grote vom Markgrafen noch mit zwei Dörfern
belehnt; in diesem belehnte der Markgraf seine Söhne Jakob,
Paul und Albrecht mit den Gütern ihres inzwischen verstorbenen
Vaters. Sein Sohn Paul kann aber hier nicht gemeint sein, weil
dieser erst 1442 Rathmann zu Frankfurt war. Die Vorgänge ge¬
hören daher höchst wahrscheinlich in die Jahre 1430 und 1431.

Wohl fühlten die Städte, wohin das Streben des Mark¬
grafen gerichtet war, und eine Erneuerung und Kräftigung des
Städtebundes schien ihn<n an der Zeit. Am 1. Febr. 1431
fanden sich die Abgeordneten der MittelmärkischenStädte, näm¬
lich die von Alt» und Neustadt-Brandenburg, Verlin, Kölln und
Frankfurt in Verlin zusammen, und versprachensich gegenseitig,
folgende Punkte unverbrüchlichzu halten: Sie wollen' einträch-
tiglich bleiben bei alle dem, worüber Städte und Land Vrieft
und Beweis haben, es betreffe nun Lehen, Erbe, Eigen, Be-
stättigung der Freiheit der Lande und deren Gerechtigkeitoder
alte Gewohnheit. Hätten Mannen oder Bürger, die zu
ihrer Einung gehören, von geistlicher oder weltlicher
Herrschaft Lehen, aber darüber keine Briefe, säßen
aber in ruhiger Wehre, die sollen und wollen sie ver»
dedingen, und bei alter Gewohnheit der Lande er¬
halten. Wird ein Mann oder Bürger vorgeladen vor geist¬
licher oder weltlicher Herrschaft, so soll die Stadt, in welcher er
die Vorladung erhalten hat, ihn verdedingen wie sich selber, und
soll ihn nicht hinziehen lassen; ist es nöthig, so sollen sie die an¬
dern Städte oder einen Theil derselben aufbieten, und diese sollen
dann kommen und helfen mit Treuen, daß er bei Recht bleibe.
Wollte Jemand irgend eine Stadt cntwältigen ihrer Freiheit,
Erbes oder Lehnes, Eigenthumes, oder ihrer alten Gewohnheit
und Gerechtigkeit,so sollen alle die Städte helfen, sie bei ihrem
Rechte, Freiheit und Gewohnheit zu behalten. Eben so jeden
einzelnen Bürger in den Städten, oder Mannen, die herum be¬
sessen sind, sollen und wollen sie mit Fleiß helfen, daß sie da-
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b< bleiben, und von ihrem Rechte nicht gedrungen werden.
Keine Stadt soll irgend etwas zugestehen, was andere Städte
oder Lande mit betreffen oder berühren könnte, wenn es nicht
mit Willen und Zustimmung aller Städte und der Mannen ge¬
schieht, „Wir wollen fest dabei halten, was einer Stadt angeht,
das soll allen Städten miteinander angehen, so daß wir bei Ehren
und bei VrandenburgischemRechte bleiben wollen, wie wir" mit
demselben begnadigt sind vor Alters und Bestätigung der Lande.
Keine Stadt soll sich gegen die Freiheit und Gerechtigkeiteiner
andern Stadt setzen oder hineinwirren, sonst sollen die übrigen
Städte umher der beiden Städte zu Gleich und Recht mächtig
sein. Ereignete es sich, daß Jemand von der Städte oder Man«
nen wegen redete oder spräche von der Städte, Mannen, oder
des Landes Roth, oder von der einer Stadt besonders, und
würde Jemand demselben darum ungnädig, und wollte es ihm
als Miffethat anrechnen, dem sollen und wollen wir nicht glauben,
und sollen ihn ja dabei behalten, daß er darum keine Noth noch
Schaden leiden soll, weder an Leib noch 'an Gut. Wollte eine
Stadt aus der Einung treten, und nicht darin bleiben, so
soll ihr Hülfe und Rath aller Städte verweigert werden. Wollen
die Mannen (der Adel) bei dieser Einung nicht sein oder bleiben,
so wollen wir Städte die Einung doch fest und' ganz halten,
und es soll uns nicht hinderlich sein. Welcher Stadt, Mannen,
oder Bürger die Städte nicht zu Oleich und Recht mögen mäch»
tig sein, die wollen sie auch mit der Einung nicht verdedingen.
Räuber und Landbeschädigersoll man in den Städten hindern,
wo man kann, und eine Stadt soll der andern ihre Feinde und
Räuber bezeichnen. Sollte eine der Vundesstädte etwas erfahren,
woran allen sehr gelegen wäre, so daß sie denselben Botschaft
schicken müßte, so sollen Kosten und Schaden gleich getragen
werden. Auch sollen die borgedachten Städte alle Jahre einmal
zusammenkommen am Sonntage Trinitatis, im ersten Jahre zu
Brandenburg, im andern zu Berlin und Kölln, im dritten zu
Frankfurt, und dann Reihe um, damit jede Stadt ihre Ve->
schwerden und Gebrechen da verkündigen möge, und dieses Briefes
Einung und alle Gesetze in Kraft erhalten werden. Alle diese
vorgeschriebenenStücke und Artikel geloben wir Rathmannen

3
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qus den genannten Städten für uns und unsere Nachkommen,
eine Stadt der anderen, festzuhalten in guten Treuen «.",)

So gerüstet und verbunden glaubten die Städte in stolzer
Ruhe erwarten zu können, was sich weiter ereignen würde. Wie
sehr aber hatten sie sich darin geirrt! — Noch in demselben
Jahre erhob Markgraf Johann im Namen seines Vaters eine
neue schwere Klage gegen den Rath und mehrere Bürger von
Frankfurt, zu deren Entscheidung die Landstände als Ausschuß
die drei Bischöfe von Brandenburg, Lebus und Havelberg, den
Meister des Johanniter-Ordens, drei Ritter, zwei Hofbeamten
und eine Anzahl Rathmannen von Berlin und den anderen
märkischen Städten ernannten. Der Markgraf klagte über fol¬
gende Punkte.

1. Der Rath und mehrere Bürger seien durch einen frü¬
heren Spruch verurtheilt, ihm 10,000 rheinische Gulden zu zah¬
len, was sie bis jetzt nicht gethan.

2. Der Rath ist durch früheren Spruch verfestet, und ist
Jahr und Tag und länger in der Nerfestung gewesen, ohne sich
herauszuziehen. Er forderte, daß sie jetzt in höhere Acht ge¬
bracht werden,

3. Der Rath hat sich des obersten Gerichtes der Stadt
bemächtigt, das doch von Rechtswegen seinem Herrn und Vater
gehört. Sie sollen dasselbe herausgeben, und für die zugefügte
Schmach bestraft werden.

4. Der Rath erhebt den Zoll und das Stättegeld in Frank¬
furt, welches beides seinem Herrn und Vater gehöret. Sie
sollen dasselbe abtreten, das erhobene Geld herausgeben, und für
die Schmach bestraft werden.

(Da der Rath, wie oben angegeben, urkundlich den Zoll
erblich gekauft hatte, so erscheint diese Beschuldigung räthselhaft,
man müßte denn annehmen, der Rath habe den Zoll dem Kur¬
fürsten vorher abgetreten.)

5. Der Rath zieht alle Strafgelder aus dem Gerichte zu
Frankfurt, Wider des belehnten landesherrlichenRichters Willen.

Y Fibicin Beiträge II. 132.
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Sie sollen dies aufgeben, die erhobenen Gelder zurückzahlen, und
für die Schmach Strafe leiden.

6. Als das Land darin gewilligt hatte, dem Markgrafen
zu seiner Zehrung eine Landbedezu zahlen von ^ des Einkom¬
mens, hatten dies auch die Rathmannen von Frankfurt zugesagt,
aber nachher die Hälfte der Bede inbehalten. Den Schaden
schätzt der Markgraf auf 250 Schock Groschen. Er verlangte
sie, und dringt auf Bestrafung für die Schmach.

7. Sie haben 3 Personen, welche der landesherrlichestich»
ter von Frankfurt verfestet hatte, aus der Verfestung gelassen,
und sie gehauset und geheget. Hiernach muffen sie in die Stelle
der Verfestetentreten, und gleiche Strafe und Buße erleiden.

8. Sie haben im Jahre 1428 zwei arme Leute aus Aurith
ohne Urtheil und Recht an den Galgen gehangen, und die Er¬
mordeten hatten Niemand, der sich ihrer annahm. Sie sind
des Mordes verfallen, und haben ihn zu büßen.

9. Der Rath hat den Diener des Richters zu Frankfurt
ohne Urtheil und Recht an den Galgen gehangen, und auch er
hatte keine Freunde, die sich seiner annahmen. Der Rath ist
des Mordes schuldig, und muß ihn verbüßen.

10. Der Rath hat innerhalb des Gerichts zu Frankfurt
ohne Genehmigung des belehnten Richters gerichtet, und Klage-
sachen entschieden, die vor jenem gehörten. Sic haben damit
dem Gerichte geschadet, wie den Gerichtsgefällen, welchen Scha¬
den der Markgraf auf 100 Schock böhm. Groschen anschlägt.
Sie sollen den Schaden ersetzen, und ferner keine Sache im Ge¬
richtssprengel richten.

11. Der Rath hat ein Gesetz und Willkür gemacht, wo¬
nach ein Verklagter, wenn er bei der ersten Klage nicht ant¬
wortet, oder die Nichtigkeit der Klage nicht nachweiset, keine
Strafe zu bezahlen braucht. DaS ist gegen das gemeine schrift¬
liche Gesetz, ohne Erlaubniß seines Herrn und Vaters geschehen,
dem sie Treue gelobt haben. Der Schaden, Hohn und die
Schmach ist auf tausend rheinische Gulden zu schätzen, und
für die Untreue haben sie alle Privilegien und Freiheiten ver¬
wirkt, die sie von ihm und seinen Vorfahren erhalten haben.
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Sie sollen das Gesetz aufheben, und Schadenersatz, wie oben,
leisten.

13. Sie haben eine Mühle in der Oder gebaut, die sei¬
nes Herrn und Vaters ist, ihm zu Hohn und Schmach, was
Wohl auf 3000 rhein. Gulden zu achten ist. Sie haben mit
dieser Untreue alle Privilegien und Freiheiten verwirkt, die sie
von ihm und seinen Vorfahren haben, sollen die Mühle abbre¬
chen, und den Schaden, wie oben, verbüßen.

13. Die vier GeWerke: Knochenhauer, Schuhmacher,Woll¬
weber und Bäcker haben in ihren Gewerken besondere Richter
erkoren, und vor diesen geklagt und geantwortet, obgleich der
belehnte Richter ihnen das Recht nicht verweigert hat. Dies
ist zum Hohn seines Herrn und Vaters geschehen, und um dem
Gerichte zu schaden, was auf 1000 rhein. Gulden zu schätzen
ist. Sie haben die erkorenen Richter abzuschaffen,den Scha¬
den, wie oben, zu verbüßen, und bei dem belehnten Richter
Recht zu suchen.

14. Die geschworenen Schoppen sind oft nicht zum Ge¬
richt gekommen, wenn der belehnte Richter sie dazu aufgefordert
hat, wodurch vieles unabgeurtheilt liegen geblieben ist. Sie
sind als meineidig und untüchtig zur Schöppenbank zu erach¬
ten, und haben dieselbe Strafe zu erleiden, wie diejenigen, die
ungerichtet geblieben sind, hätten leiden sollen.

15. Paul Grote hat von GerichtswegenGüter, die er vom
Markgrafen zu Lehn hatte, an diesen verloren, der Markgraf ist
in sie eingewiesen, und hat sie länger als Jahr und Tag be¬
sessen, ohne daß Paul Orote sie aufgezogenhat. Der Markgraf
verlangt nun die gerichtliche Erklärung, daß Paul Grote jeden
Anspruch an sie verloren.

16. Paul Grote aber hat, nachdem die Güter dem Mark¬
grafen zugetheilt worden, sie mit Gewalt gepfändet, und Pferde,
Kühe, Schaft und Schweine daraus getrieben, was auf 100
Schock Groschen zu achten. Es ist das zum Hohn und zur
Schmach des Markgrafen geschehen, die auf 1000 rhein. Gul¬
den zu schätzen, und hat der Paul Grote das Genommene wie¬
der zu geben, oder die Summe zu zahlen, und die Schmach, wie
sie vorher gewürdigt worden, zu verbüßen.
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17. ' Dietrich Lüneburg« hat, ohne mit dem Gerichte be«
lehnt zu sein, und trotz des Verbots des belehnten Richters, der
das Recht niemanden geweigert, Ding geheget, und in peinli¬
chen Sachen über Hals und Hand gerichtet. Er hat damit seine
Zunge verbüßt. >)

Mit dieser Klage des Markgrafen brechen leider alle Nach»
richten, welche wir über diese merkwürdige Angelegenheit besitzen,
ab, und es ist nicht bekannt, welch ein Urtheil die Richter ge-
sprechen haben. Vermuthen aber können wir, daß es für Frank¬
furt nicht günstig gelautet hat, daß aber dessen Ausführung
Schwierigkeitengehabt haben wird, da eben während dieser Zeit
die Hussiten in die Mark fielen, die Frankfurter Gegend bis
nach Bernau hin verwüsteten,und das ganze Land in Schrecken
setzten. Außerdem gab es einen großen Zwiespalt zwischen Ber¬
lin und Kölln, der mit Hülfe der Frankfurter und Branden¬
burger Rathmannen geschlichtet wurde, und der Rath von Ver¬
lin, Kölln und Frankfurt hatte mit einigen Magdeburgischen
Kaufleuten einen wichtigen Proceß zu führen, der von 1430
bis 1440 dauerte, und in welchem jene Kaufleute den Rath der
drei Städte nach einander bei Kaiser und Reich, beim heimlichen
Gericht in Wephnlen und beim Kurfürsten verklagten, und der
die Rllthmannen vielfach beschäftigte. Auch mit ihrem Propste
war die Stadt Berlin in große Differenzen gerathen, und es
gab Unfrieden an allen Enden und Orten.

Mit dem Jahre 143? übernahm der Markgraf Friedrich,
Bruder des Markgrafen Johann, die Statthalterschaft in der
Mark für seinen noch lebenden Vater, Kurfürsten Friedrich I.,
allein das System änderte sich nicht; er setzte nur fort, was
sein Bruder auf Geheiß seines Vaters begonnen hatte. Doch
bestätigte er 1440 der Stadt Frankfurt alle ihre Landstraßen.2)

Die Macht und Freiheit der märkischenStädte war aber
vorzugsweise in der Verfassung von Berlin und Kölln concen-
trirt, und schon in früher Zeit hatten beide Städte in ihrer

1) Fidicin Beiträge IV. 134. Die Urkunde kann nicht wohl aus einem
anderen Jahre, als 1^31 sein. — 1) ZimmermannMark, St.
V.U. 172.
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Vereinigung sich über die anderen Städte ein bedeutendes Über¬
gewicht errungen, das stillschweigend von allen anerkannt, und
von ihrem Reichthume, ihren Verbindungen und den klugen
Maaßregeln ihres Rathes gestützt wurde. In dem Städtebund
fand es nicht bloß seine Basis, sondern auch ein großes Feld
für seine Wirksamkeit. Leider aber wurde in Berlins eigenem
Schooße die Natter erzeugt und groß gezogen, welche dieser
Macht und Freiheit den Untergang bereiten sollte. Wir meinen
die Uneinigkeit der Städte Verlin und Kölln, ein Parthcikampf
um wenig bedeutende Dinge, der aber langjährige Nahrung
fand, und endlich so heftig entbrannte, daß beide Städte die
Autorität deS Kurfürsten in Anspruch nahmen, während sie ihre
Zwistigkeiten allein hätten durch den Städtebund beilegen lassen
können und sollen. Es war im Jahre 1442, wo diese unglück¬
liche Maßregel, gewählt wurde. Der Kurfürst griff mit großer
Strenge in die innersten Angelegenheiten beider Städte, ließ sich
einen Platz zu einem festen Schlosse abtreten, um den Städten
einen Zügel anzulegen, und nahm ihnen einen großen Theil
ihrer theuersten Rechte, indem er ihre Privilegien vernichtete,
und dennoch die aufgeregten Städte im Zaume zu halten wußte.
Im Jahre 1443 begann er einen ähnlichen Kampf mit Alt- und
Neustadt Salzwedel, von dem sich wenige Nachrichten erhalten
haben, i) wobei es sich aber ebenfalls um die städtische Freiheit
handelte. Im Jahre 1448 machten Berlin und Kölln noch ein¬
mal eine große Anstrengung, um durch Gewalt sich wieder in
den Besitz der verlorenenRechte zu setzen, und hatten dazu auch
die übrigen Städte aufgefordert. Das Unternehmen aber miß¬
lang gänzlich, und nun war das Uebel ärger denn zuvor. Das
Unglück der beiden Städte war grenzenlos, sie verloren alle ihre
Freiheiten, ihr Wohlstand war zerrüttet, und hundert Jahre
später waren beide kaum ein Schattenbild von dem, was
sie vorher gewesen. Mit dieser tragischen Katastrophe war
der Städtebund und überhaupt die alte städtische Freiheit ver¬
nichtet, Der Kurfürst hatte es jetzt nur noch mit einzelnen
Städten zu thun, von denen natürlich keine seiner Macht ge-

2) Fidicln Beitrags IV. 176. — 3) a. a.0.182.
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wachsen war, und einzeln unterlagen sie alle. Um 1450, wahr¬
scheinlicher noch gleichzeitig mit Verlin, griff er auch die Frei»
heitm von Spandau an; >) mit den großen und mächtigen Städ¬
ten aber sielen die kleinen von selbst.

Wenn nicht früher, so sind doch ohne Zweifel nach dem
Falle von Verlin und Kölln, die in Folge des früher erwähn¬
ten Processes ergangenen Urteilssprüche gegen Frankfurt vo,ll-
zogen worden, denn nun hinderte daran nichts, und es lag viel
zu sehr im Geiste des einmal ergriffenen Systems, auch Frank¬
furts Macht zu brechen. Es fehlen darüber, wie gesagt, alle
Nachrichten; allein das ergiebt sich, daß Frankfurt sein Nieder»
lagsrecht, so gut wie Verlin und Kölln, verloren hatte. Damit
hingen aber eine Menge anderer Rechte zusammen, die noth-
wendig wegfielen, wenn die Niederlage fehlte. Mehrere andere
werden wir später nennen.

Der Zustand der Stadt, die ihres wichtigstenRechtes ent¬
behrte', muß innerhalb dieser Zeit ein sehr trauriger gewesen
sein. Frankfurt verfiel, wie alle Städte, und war so sehr ge¬
schwächt, daß es im Jahre 1480 seinen Antheil zu einer allge¬
meinen Landbedevon 100,000 Gulden nicht aufbringen konnte.
Das veranlaßte den damals regierenden Markgrafen Johann,
Statthalter Kurfürst Albrechts, der Stadt eine Erhöhung des
Brückenzollszu verleihen, und dabei sagt er: daß er denen
von Frankfurt beholfen sein, und Fleiß ankehren
wolle, ob die Niederlage, so vor Alters allda gewesen,
wieder dahin kommen und gebracht werden möchte,2)
— eine Nachricht, welche ohne Zweifel große Freude in Frank¬
furt erregt hat. In der That hat der Markgraf sein Verspre¬
chen gehalten, denn es ergiebt sich, daß die Stadt schon vor
1490 wieder im Besitz der Niederlage war.

Daß während jener traurigen Periode, wo Verlin und Kölln,
wie Frankfurt ihre Niederlagen und theuersten Rechte verloren
hatten, auch ihr Handel gar sehr danieder gelegen haben werde,
läßt sich von vorn herein vermuthen. Eine Bestätigung erhal-

l) a. a. O. 182. — 2) v. Naumsr c»6. II. HS. Zimmermann Mark.
Städteverf. II. 22S. Wohlbrück Lebus II. 201. HI. »0.
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ten wir durch einen Umstand, der für Frankfurt von der höch¬
sten Wichtigkeit war.

Herzog Wartislaff von Pommern Stettin verlieh der Stadt
Stettin im Jahre 146? ein merkwürdiges Privilegium in Be¬
zug auf ilfre Niederlage, in welchem außer mehreren anderen
Punkten auch folgende enthalten waren: Man soll mit allen
Gütern, welcher Art sie seien, und wie sie heißen mögen, die
aus der Mark, Meißen, Sachsen, Böhmen, Polen und allen
Oberländern in das Herzogthum Pommern gebracht werden, die
rechten Straßen und Wege nach Stettin fahren und halten.
Auch mit den Waaren, die von unten auf zu Wasser ankom¬
men, soll man auf der Oder die rechte Fahrt halten, und sie
nach Stettin bringen. Niemand aus den genannten und
anderen Oberländern soll irgend einige Kaufmann¬
schaft und Handthierung treiben niederwärts weiter,
denn Stettin belegen. Wo Jemand weiter segeln und
andere Fahrzeuge mit Gütern weiter führen, Abwege
und Straßen suchen, oder weiter Kaufmannschaft treiben,
oder anders, denn oben angegeben, hierbei thun oder lassen
würde, so sollen dessen Güter alle, die Hälfte an den Herzog,
die andere Hälfte an die Stadt Stettin verfallen sein. Zu dem
Ende wird den Stettinern erlaubt, solche verfahrene Güter an¬
zutasten, und sich derselben zu unterwinden, und ihnen dazu volle
Macht gegeben. >)

Durch diese Bestimmungen wurde den Bewohnern der
Mark das ihnen 1311 feierlich verliehene Recht, den Baum von
Stettin Passiren zu können, genommen, worauf sie nicht mit Un¬
recht einen großen Werth gesetzt hatten. Von je an aber hatte
Stettin dies Recht mit scheelen Augen betrachtet, weil es seiner
Niederlage und seinem Handel großen Eintrag thnt. Es hatte
jetzt den großen Bedrängnißzustand der bedeutendsten märkischen
Städte benutzt, um bei seinem Fürsten es dahin zu brin¬
gen , dies beneidete Recht den märkischen Städten zu ent¬
ziehen. Nimmer wäre das geschehen, wenn Frankfurt, Ber¬
lin und Kölln noch in alter Kraft dagestanden hätten,
wenn ihre Handelsverbindungen mit Stettin noch die alten ge¬

ll Friedeborn Stettin 113. L3lti»283l ^ppgr. äipl. 48.



— Hl —

Wesen wären. Aber alle drei Städte hatten ihre Niederlagen
verloren, und konnten Stettin jetzt weder die alten Vortheile,'
noch weniger neue Freiheiten gewähren. Sie waren für Stettin
zur Unbedeutenheit herabgesunken; somit glaubte es ihnen keine
Rücksichten schuldig zu sein, und ihnen die bisher zu eigenem
Schaden gewährte Freiheit nehmen zu können. Frankfurt mußte
dies leiden, so schmerzlich es auch solch Verfahren empfand. Ja
fo sehr war seine Handlung herunter, daß es ihm für jetzt nicht
einmal darauf ankam, denn es konnte doch keine Schiffe nach
der See schicken, selbst wenn es ihm erlaubt gewesen wäre, und
auch nach der Wiederherstellung seiner Niederlage ging noch
eine längere Zeit hin, ehe die Zurücknahme der früheren Er-
laubniß ihm lästig wurde.

Den Herzog von Pommern mochte aber wohl noch ein an¬
derer Umstand bewogen haben, sich gegen die Mark so ungnädig
zu bezeigen, nämlich der veränderte Gang des märkischenSalz-
Handels. Man war von jeher in Deutschland darüber einig,
daß die Salzwerke und die Salzgewinnung zu den Regalien
gehörten. Dennoch aber belehnten die Fürsten in der Regel
Privatpersonen mit den Salzwerkeu, und behielten sich nur ge¬
wisse Einkünfte aus denselben bevor, weil eine Selbstverwaltung
bei den mangelnden Administrations-Anstalten, und der dazu
erforderlichen Kenntniß, unthunlich war. Weniger einig war
man über den Handel mit auswärtigem Salze, und es blieb
zweifelhaft, ob auch er zu den Regalien gehöre. Wo ein Land
hinreichend durch einheimische Salzwerke mit Salz versehen wurde,
da wurde das fremde Salz verboten, und der Fürst ließ nur
das einheimische Salz aus seinen Werken im Lande verkaufen,
ja er hätte dies für eigene Rechnung thun lassen können, wenn
er nicht Andere damit belehnt gehabt hätte. War das einhei¬
mische Salz in-einem Lande nicht ausreichend, so mußte noch
fremdes eingeführt werden, und nun war es zweifelhaft, ob dies
bloß Sache der Kaufleute war, oder ob dem Fürsten in Bezug
auf das fremde Salz dieselben Rechte zustanden, die ihm zuge¬
standen haben würden, wenn es einheimisches gewesen wäre.
In manchen Staaten beantwortete man dies mit Ja, in anderen
mit Nein. Die, welche bejaheten, leiteten daraus das Recht ab,
daß auch in solchen Staaten der Salzverkauf ein Regal sei,
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welche gar kein eigenes Salz producirten, was von Anderen ge»
läugnet wurde. In der Lausitz, in den Landen Görlitz und
Bautzen, in Schlesien lc. betrachtete man den Salzverkauf als
ein Regal, der Landesfürst belehnte damit gegen Leistungen, und
wenn eine Stadt den Salzmarkt erhielt, so hieß das: der Rath
erhielt die Erlaubniß und übernahm die Sorge, Salz anzu»
schaffen, verkaufen zu lassen, und den Gewinn davon zum Nutzen
der Stadt zu verwenden.

Die Mark Brandenburg hatte gar keine Salzquellen, und
war daher ganz auf fremdes Salz angewiesen. Man hätte glau¬
ben sollen, daß sie die ihr nicht sehr entfernten alten Salzwerke
zu Halle und im Magdeburgischenbenutzt haben würde, um ihr
Aedürfniß zu decken; allein es lag im Gange ihrer historischen
EntWickelung, daß dies nicht geschah. Jene Magdeburgischen
Quellen versorgten nur Sachsen, Meißen, die Oberlausitz und
einige westlich gelegene Länder, aber nicht die Mark, obgleich
ihre Cocturen viel mehr hätten versorgen können. Die Mark
gebrauchte von jeher nur LüneburgischesSalz, welches damals
als das vorzüglichste galt, aber nicht direkt bezogen wurde. Sie
erhielt es vielmehr durch Lübeck, unter dem Namen Travensalz;
es ging von Lübeck zu Schiffe nach Stettin, und erst von hier
bezog es die Mark, wie von Frankfurt. Stettins Handel er¬
hielt durch diesen nothweudigen Artikel eine nicht geringe Aus¬
dehnung, und es ist dabei ohne Zweifel viel verdient worden.

In der Mark Brandenburg gehörte der Salzverkauf nicht
zu den Regalien, sondern war frei. Erst, Kurfürst Friedrich II.
kam auf den Gedanken, ihn als ein Regal zu betrachten, und
sich in diesem nothwendigen Artikel von Pommern, das er viel¬
fach bekriegte, unabhängig zu »lachen. Welche Verhandlungen
mit den Ständen vorausgegangen sind, wissen wir nicht. Auch
scheint es, als ob dem Kurfürsten das Regal des Salzverkaufs
nur theilwcise eingeräumt worden sei, weil wir nicht finden, daß
der freie Salzverkauf nachher beschränkt worden wäre. Nur in
der Weise machte der Kurfürst von den ihm zustehenden Rechten
Gebrauch, daß er 1441 mit der Stadt Lüneburg unmittelbare
Verhandlungen eröffnete, und derselben den Antrag machte, ihr
gegen Erlegung einer bestimmten Summe den direkten Salz-
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Handel nach der Mark zu erlauben, und diesem Schutz und Si¬
cherheit zu verleihen. Die Vortheile dieses Anerbietens für beide
Theile lagen vor Augen. Wenn auch der Landtransport höher
zu stehen kam, als der zu Wasser, so fiel doch der Verdienst der
Lübecker wie der Stettiner dabei fort, und dies mußte den Preis
des Salzes niedriger stellen, was den Brandenburgischen Unter«
thanen zu Gute kam. Besonders wichtig aber war es für den
Kurfürsten, daß er von Stettin unabhängig wurde. Die Unter-
Handlungen führten noch in demselben Jahre 1441 zu dem Re¬
sultate, daß Lüneburg sich anheischigmachte, für die ihm ein¬
geräumte Freiheit dem Kurfürsten ein für allemal 3000 Gulden,
außerdem aber jährlich auf seine Lebenszeit 200 Thaler zu zah¬
len, wofür der Kurfürst dem Handel Schutz und Schirm ver¬
sprach. Nach seinem Tode sollte die Erneuerung des Contractes
von seinem Nachfolger und der Stadt abhängen. Von da ab
führten die Lüneburger ihr Salz selber nach der Mark, und die
2N0 Thaler sind jährlich dem Kurfürsten und seinen Nachfolgern
von Lüneburg regelmäßig gezahlt worden. Jeder Kurfürst er-
theilte der Stadt einen Schutzbrief. Die früheren sind verloren
gegangen. Der älteste vorhandene ist der des Kurfürsten Jo¬
hann von 1484, in welchem auf die Schutzbriefe der Kurfürsten
Friedrich ll. und Albrecht Bezug genommen, und das ganze
Verhältnis; auseinander gesetzt wird. In ihm wird zugleich der
Schutz auf alle Ab- und Zufuhr der Stadt Lüneburg zu Was¬
ser und zu Lande ausgedehnt, an Getreide oder Kaufmannsschaft
aller Art. Besonders aber wird der Schirmbrief Friedrichs II.
wegen des Salzes bestätigt. Auch die folgenden Kurfürsten ha¬
ben solche Schutzbriefe, und die jährlichen Quittungen über die
200 Thaler ausgestellt.,)

Es läßt sich nun wohl erwarten, daß die Lüneburger ihr
von ihnen nach der Mark geführtes Salz wohlfeiler verkauft
haben werden, als dasjenige, welches die Stettiner über Lübeck
empfingen zu stehen kam, denn nur dadurch vermochtensie die¬
ses vom Markte zu verdrängen. Damit verlor aber Stettin ei¬
nen sehr bedeutenden Markt für sein Salz, und einen erheblichen

i) Nach einer Nachricht im Kon. Geh. Kab. Archive.
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Gewinnst, und daß dies nicht dazu beitragen konnte, die ohne¬
hin schon große Spannung zwischen Brandenburg und Pom¬
mern zu vermindern, sondern vielmehr zu Repressalien auffor¬
derte, ist leicht ersichtlich.

Ganz ruhete indessen, wie sich von selbst versteht, der Han¬
del in Frankfurt auch während dieser Periode nicht, sa wir er¬
halten sogar einen Beweis, daß Lübeck, die mächtige Mutter der
Hanse, mit Frankfurt direkt handelte. Eine Handelsgesellschaft
in Lübeck, an deren Spitze Herr Heinrich Castorp, Bürger¬
meister, und Hernnann Sobberhusen, Bürger zu Lübeck, standen,
hatte einen der Ihrigen, Namens Heyse von Wilfsenn, in Han¬
delsgeschäftennach Frankfurt geschickt. Dieser hatte dort seine
Geschäfteabgemacht; es bleibt nun ungewiß, ob er seine Reise
von Frankfurt zu Schiffe fortsetzte, oder ob er zu Lande ging.
Nur das ergiebt sich, daß er im Lande Lebus räuberisch ange¬
fallen wurde, und daß er dabei ertrank. Nachdem man ihn todt
aus dem Wasser gezogen, fand man 600 ungarische Gulden in
baarem Gelde bei ihm, welche sich, wie es scheint, diejenigen zu¬
eigneten, die den Anfall veranstaltet hatten. Die Kunde davon
kam nach Lübeck, und nunmehr bemühete sich der Rath von Lü¬
beck, wenigstens die verlorene Summe wieder zu erlangen. Um
wirksamer zu unterhandeln, wandte sich der Rath an den König
von Dänemark, der Bischof von Lübeck und der Rath von Lü¬
beck an den Kurfürsten von Brandenburg, und baten um Ersatz
des bei Heyso von Wilssenn gefundenen Geldes, welches ihrer
Gesellschaft angehöre. Diese Verwendung war auch so wirksam,
daß der Kurfürst mittelst eines Schreibens aus Tangermünde
vom Donnerstag des achten Tages des heiligen Leichnams 1465
an den Rath von Lübeck erklärte, wie er ihnen „zu besonderer
Behaglichkeit, Willen und Wohlgefallen auf ihre Bitte sich ge¬
treulich bemühet, gearbeitet, auch im Besten dem gemeinen Kauf¬
mann zu Lübeck zu gute begeret und betedingt habe von der
6VN hungerischen gülden wegen, die bei Heise von Wilssen, der
von anfalle yammerlichen in seinem gebite dem lande zu lubus
vordronk, gefunden worden, die seinen Herrn her Hinrick Castorp
borgermeister, von Herrmann Sobberhusen, borg« zu lubecke vnd
irer gestllschaftanhonten, das ir die Widder gereichet, gekaret
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vnd gutlichen vf drey tageczeit beczalet sollen werden dorch seinen
fuchenmeister zu Verlin." Er fügte hinzu, daß er dies aus be¬
sonderer Gunst und Gnade gegen die Genannten zu Lübeck, „vnd
auch dem koufmann darselbst zu sunderlichen willen vnd beHege»
Weit vorfuget vnd zu gescheen geschaffet, wowol wir des mit den
vnfried, den die fache mit belangt, nichts Pflichtig weren, sun¬
dern mochten sulcs gelt mit redliken vnd rechte, so als es domit
gewandt was, wol haben behaldenn, so sal doch sulche wider-
karung, die denn so ytzund van gunst, gnaden vnd willen, vnd
van keiner gerechtigkeit wegen zu geet vnd geschyt, vns vnd vnnser
Herrschaft, ob hernachmals der gleichen in vnsern landen vnd
gebiten geschee, an vnstr gerechtigkeit ane schaden sein vnd Wesen." >)

In allen kaufmännffchenGeschäften ist zu allen Zeiten die
Beförderung der Korrespondenz ein Gegenstand von so
großer Wichtigkeit gewesen, daß unsere Nachrichten sehr unvoll¬
ständig sein würden, wenn sie darüber nicht so viel mittheilten,
als erforderlichsein dürfte, um sich ein deutliches Bild davon zu
gestalten, wenn gleich dies nicht an eine einzelne Stadt gebun¬
den war.

Es gab in dieser Zeit bekanntlichkeine Posten, und somit
konnten Briefe nur mit Gelegenheit befördert werden. Zunächst
boten sich die Reisen der Kaufleute selber dazu an. Jeder Kauf¬
mann belastete sich auf seiner Reise mit einer Anzahl Briefe
seiner Handelsfreunde, welche er theils an den Orten, durch
welche sein Weg hindurchführte, felber abgab, oder auch andern
Kaufleuten zur weiteren Bestellung übertrug, indem er von ih¬
nen dagegen Briefe eintauschte, die ihm zur Beförderung über¬
geben wurden. In außerordentlichen und dringenden Fällen
wurden eigene Voten abgesandt, welche die Antwort zurück¬
brachten.

Eine zweite, wenn auch nicht so sichere Gelegenheit zur Ver¬
sendung von Briefen, boten die wandernden Handwerksburschen
dar, welche auf allen Landstraßen umherzogen, und unter ein¬
ander in enger Verbindung standen. Sie befördertenviele Briefe,

I) Ungedruckte Urkunde im K. Geh. Staatsarchive. Pergament mit
Siegel.
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doch hatten diese Gelegenheiten,wie die vorigen, meist das Un-
angenehme, daß die Antwort nicht durch dieselbe Gelegenheit zu¬
rück befördert werden konnte, auch gingen auf diese Weise viele
Briefe verloren.

Die sicherste und beste Gelegenheit boten die Schlächter und
deren Gesellen und Lehrlinge dar. Sie waren sehr viel auf Rei¬
sen, oft in recht entlegenen Gegenden, um Schlachtvieh einzukau¬
fen, und suchten dasselbe in der Nähe und in der Ferne. Da
sie nun jedesmal zurückkehrten, so war durch sie auch Antwort
zu erhalten, und dies gab ihnen vor allen Andern den Vorzug.
Die Abreisendensammelten daher die Briefe und Packete, bestell¬
ten sie unterWeges,und holten auf dem Rückwege die Antworten
ab. Der Lohn dafür wurde gewöhnlich vom Absender voraus¬
bedungen.

Als diese Gelegenheit im Laufe der Zeit immer mehr und
mehr benutzt wurde, kündigten die Schlächter ihre Ankunft durch
das Blasen auf kleinen Jagd- oder Waldhörnern an, welche
wegen ihres durchdringenden Tones weit gehört wurden; dann
fanden sich die Einwohner in der Herberge des Ankommenden
ein, und holten die erwarteten Briefe ab, oder händigten ihm
die bereit liegenden ein, er hatte dann nur nöthig, die nicht ab¬
geholten zu bestellen,und umgekehrt erreichte er durch dies Mit¬
tel, daß ihm viele Briefe gebracht wurden, welche ihm ohne das¬
selbe entgangen wären. Meistens reiseten die Schlächter zu Pferde.
Dennoch war dies immer keine geregelte Briefbestellung, da sie
nur als Nebensache behandelt werden konnte. >)

Allein schon im 14. Jahrhundert richteten die Hansestädte
sogenannte Botenzüge ein, nach welchen die Stadt- und Kauf¬
mannsboten an bestimmten Tagen abgingen, und auf vorgeschrie¬
bener Straße fortziehend, an bestimmten Tagen ankommen muß¬
ten. Durch diese Boten standen die Hansestädte unter einander
in Verbindung, die Voten aber konnten unterWeges auch von
andern Leuten Briefe und Packete zur Bestellung übernehmen,
und wenn deren zu viel wurden, ein Pferd oder einen Wagen
miethen.

y Matthias über Posten und Postregale l. 9». 9«.
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Unterdessenwar die Stadt Leipzig, früher nur ein mäßiger
Ort mit geringem Verkehr, zu einem ziemlich bedeutenden Han-
delsorte erwachsen. Mehrere Umstände trugen dazu bei, theils
die günstige Lage, theils die von Friedrich dem Streitbaren 1409
daselbst errichtete Universität. Der Schöppenstuhl erhielt 1430
eine bessere Einrichtung. Merseburg, bis dahin sehr Verkehr-
reich, war 1388 gerade zur Marktzeit mit allen Kaufmanns-
waaren abgebrannt. Dadurch zog sich der Handel nach Grimma,
von Grimma nach Taucha, und weil letzteres 1429 und 1433
durch die Hussiten geplündert und verbrannt wurde, zogen sich
die Kausleute, und mit ihnen der Handel ganz in das wohl be¬
festigte, durch die Pleißenlurg vertheidigte Leipzig, wo solche
Unfälle nicht zu befürchten waren. 1458 schrieb Kurfürst Frie¬
drich II., der Gütige, zum erstenmale die Neujahrsmesse aus,
welche Kaiser Friedlich III. 1468 bestätigte. Halle und Erfurt
bemüheten sich, ähnliche Messen zu erhalten, doch wurden diese
Bemühungen durch die Leipziger vereitelt, die ihren Handel nun
immer weiter ausdehnten.

Vis dahin hatten die Polen Deutschlandmit ihren Maaren
nicht besucht. Sie begnügten sich, dieselben nach Frankfurt und
Breslau zu bringen, und hier zu verkaufen, wobei beide Städte
es in der Hand hatten, ihnen beliebige Preise zu stellen, und
übermäßig zu verdienen. Die Suspension der Niederlage zu
Frankfurt scheint aber Gelegenheit gegeben zu haben, daß die
Polen selber ihre Waaren nach Deutschland brachten; sie hatten
Leipzig kennen gelernt, wo ihnen ohne Zweifel viele Verspre¬
chungen gemacht worden sind, und es entging ihnen nicht, daß
sie durch eine Eoncurrenz von Leipzig mit Breslau uud Frank¬
furt höhere Preise für ihre Waare erhalten könnten. Zu dem
Ende waren sie mit Glogau in Unterhandlungen getreten, und
diese Stadt erlaubte den polnischen Kaufleuten, mit ihren Waa¬
ren daselbst die Oder zu Passiren, wodurch natürlich die Nieder¬
lage zu Breslau und Frankfuet ungemein leiden mußte.

Dies veranlaßt Frankfurt, mit Breslau im Jahre 1490
gemeinschaftliche Sache zu machen, und bei ihrem Landesherrn
die Aufrechthaltung ihrer Niederlagsrechtenachzusuchen. >) König

Y Lünig Reichsarchiv 6out. IV. II. 317.
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Mathias von Ungarn und Böhmen trat deshalb mit dem Kur»
surften Johann von Brandenburg in Unterhandlungen, und beide
erließen darauf übereinstimmend eine Verfügung, von welcher
wir diejenige, welche Kurfürst Johann der Stadt Frankfurt gab,
ihrem wesentlichen Inhalte nach mittheilen wollen.

Rath und Gemeinde der Stadt Frankfurt hätten ihm, —
sagt er, — kaiserliche, königliche und seiner Vorfahren mark¬
gräfliche Briefe und Siegel gezeigt, nach denen sie und die Stadt
lange Zeit mit Niederlagen befreiheitet waren, und noch sind,
daran ihnen aber aus zufälligen Kriegsläuften und
andere Sachen bisher mannigfaltige Verhinderung und Ueber-
fahrung geschehen sei. Sie hätten sich, mit Bewilligung des
Königs von Ungarn und Böhmen Mathias, mit dem Rathe
und den Bürgern der Stadt Breslau, welche auch mit bedeuten¬
den Niederlagen befreiheitet sei, zum Nutzen des Reichs und
beider Städte, über etliche Artikel, nach Inhalt der vorge-
dachtcn Privilegien, vertragen, wie sie nachher angegeben
werden, die er ihnen bewillige und bestätige.

1) Kein Krämer, Kaufmann oder Fuhrmann aus Polen,
Reußen, Preußen, Lithauen, Masovien oder andern Landen und
ausländischen Nationen, soll mit seinen Waaren, Gütern und
Kaufmannschaft weiter, denn bis gen Frankfurt an der Oder
und gen Breslau handeln und fahren.

2) Auch kein Kaufmann aus deutschen, welschen oder den
Niederlanden soll weiter, denn gen Frankfurt und Breslau rei¬
sen, ziehn, oder ihre Waaren, Kauf und Handlung sich vorneh¬
men, bei Verlust aller ihrer Kaufmanns- und anderer Güter,
auch ihrer Waaren, die alsdann bei ihnen gefunden werden.
Doch mögen die Kaufleute, die in Breslau und in Schlesien
wohnhaft sind, nach Frankfurt an der Oder und dessen Nieder¬
lage weiter nach Stettin, Stralsund, Lüneburg, Lübeck, in wel¬
schen und deutschen Landen, Brabant und andern niederländi¬
schen Landen mit ihrem Kaufmannsschatz, Habe und Gütern,
aus und ein handeln, fahren und ziehen, ungehindert durch diese
Festsetzung. Desgleichen sollen und mögen alle Kaufleute und
Unterthanen zu Frankfurt, in der Alten- Mittel« und Neuen-



Mark und andere seinen Landen wohnhaft mit ihrem Kaufmanns»
schätz, Habe und Gütern gen Breslau, und auch über dessen
Niederlage gen Polen, Lithauen, und in alle andre Lande, wo
sie wollen, frei ziehen, handeln und wandeln, unschädlich beiden
Theilen an ihren Privilegien, altem Herkommen und Zöllen.

3) Den Stadien Glogau und Brieg soll die obige Ord»
nung und Bestätigung an ihren gewöhnlichenJahrmärkten, die
sie von alten Zeiten gehalten haben, gänzlich unschädlich sein.

4) Dem Rathe und der Gemeinheit zu Frankfurt werden
diese Artikel zu ewigen Zeiten bestätigt und befestigt, auch
wird allen Beamten geboten, darauf streng zu achten, daß kein
Kaufmann und Fuhrmann mit seinen Waaren einen anderen
Weg einschlage, als nach Frankfurt oder Breslau, bei Verlust
ihrer Güter und Habe. >)

Wir sehen aus dieser Verordnung, daß Frankfurt und
Breslau die alte Vorschrift, daß nur hier (Stettin ausgenom»
men) von fremden Kaufleuten mit Waaren die Oder überschrit»
ten werden durfte, von Neuen in Kraft setzten, womit denn auch
den Polen der Uebergang bei Glogau und Brieg zu anderer,
als der Iahrmarktszeit, in beiden Städten verboten war. Zu¬
gleich aber machten sie sich gegenseitig Concessionen,und erlaub»
ten einander, über ihre Niederlagen hinaus zu handeln, womit
aber nicht gesagt war, daß sie diese Niederlage nicht zu halten
und zu bezahlen hätten. Es verhielt sich damit in ähnlicher
Weise, wie mit der den Märkern verstatteten Freiheit zu Stettin,
durch ihren Baum zu Yassiren, das heißt, über Stettin hinaus
zu handeln, womit die Haltung der Niederlage für sie nicht auf»
gehoben war. Die Vreslauer und Schlesier brauchten nur, nach
gehaltener Niederlage ihre Waaren in Frankfurt nicht zu ver»
kaufen, sondern konnten mit diesen weiter ziehen, was sie bis
dahin nicht dursten, und eben so machten es die Frankfurter und
Märker in Breslau. Die Starrheit des Niederlagerechtes sing
damit an, sich einigermaßenzu lösen. Zugleich aber erließ Wla-
dislaus, König von Ungarn und Böhmen, einen Befehl an die

r) ZimmermannMark. Städteverf. II. 289 f. Lünig a. a. O. 317.
3!8.
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Fürsten zu Teschen, Ratibor, Liegnitz und die Stände der Lausitz
und Schlesiens und deren Einwohner, daß sie Niemanden ge¬
statten sollen, die Niederlage zu Breslau zu überfahren.,)

In Polen war der Handelsgeist rege geworden, und deshalb
machten diese Verordnungen einen Übeln Eindruck. Man glaubte
von Seiten der Regierung einigen Schutz in einer Repressalie
zu finden, und deshalb verlieh König Johann Albert von Polen
1496 der Stadt Kalisch das Niederlagsrecht in der Art, daß
jeder Kaufmann nur auf vorgeschriebenerStraße reisen dürfte,
und wenn er in Kalisch ankam, mußte er daselbst mit seinen
Waaren sieben Tage lang, den Tag der Ankunft mitgerechnet,
Niederlage halten. Nachher konnten sie reisen, wohin sie woll-
ten. 2) Diese Maaßregel war insonderheit gegen Frankfurt und
Breslau gerichtet.

In der Thai scheint sie auch bewirkt zu haben, daß Vres-
lau und Frankfurt in den nächsten 20 Jahren von dem ihnen
ertheilten Rechte keinen strengen Gebrauch machten.») Allein es
war für beide Städte zu wichtig, als daß sie gesonnen sein
konnten, es aufzugeben, und Frankfurt insonderheit wurde noch
durch einen andern Umstand dazu genöthigt.

Herzog Vogislav von Pommern hatte 1390 allen Kauften»
ten aus Polen, Ungarn, Lithauen und Rußland die Erlaubniß
ertheilt, in seinem Lande Pommern frei zu handeln, doch gegen
Erlegung der gebührlichen Zölle. Dies schien besonders den
Kausseuten aus Groß-Polen wichtig zu sein, welche bis dahin
ihre Waaren mit vielen Beschwerden und großen Kosten zur Achse
nach Vromberg brachten, sie hier einschifften, und sie auf der
Weichsel nach Danzig gehen ließen. Es leuchtete ihnen ein, daß
sie nach der oben angeführten Erlaubniß einen neuen Markt für
ihre Produkte finden konnten, wenn sie ihre Waaren über Vrom¬
berg hinaus bis zur Netze führten, sie hier einschifften, und mit¬
telst der Netze und Warthe sie in die Oder und so nach Stettin
und den übrigen pommerschenStädten brächten. Dazu aber
war nöthig, die Netze und Warthe schiffbar zu machen; nur die

t) Lünig a. a. O. 32N. — 2) v. «»ox^nzki 606. 193. 194.
3) Ielel Polen V. 187.
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Warthe konnte von Driesen an mit großer Mühe beschifft wer»
den, und dazu hatten nur einige Städte die Erlaubniß.

Demnach fingen diese Kaufleute an, die bedeutenden Hinder-
nisse der Schiffahrt zu beseitigen, und die Warthe, die mit vie¬
len Wehren verbaut war, so weit sie es vermochten, räumen zu
lassen. Allein das Werk ging über ihre Kräfte hinaus, und
schritt sehr langsam vor. Darum wurde die Unterbrechung 1447
auf der öffentlichenReichsversammlung zu Petrikan unter Ka¬
simir III. in Verathung genommen; eben dasselbe geschah 1497
daselbst unter Johann Albert, und nochmals 1511 an demselben
Orte. >) ES war durch diese hundertjährige Arbeit endlich so
viel bewirkt worden, daß in der That Polnische Schiffe die War¬
the bis Küstrin befuhren, und auf der Oder bis Stettin ge->
langten.

- Frankfurt betrachtete diese Unternehmung mit sehr eifersüch«
tigem Auge, nannte sie eine schädliche Neuerung, und behaup¬
tete, sein Niederlagsrecht werde verletzt, und die Schiffe, welche
auf der Warthe bei Küstrin in die Oder gelangten, müßten erst
aufwärts nach Frankfurt kommen, und dort Niederlage halten,
ehe sie abwärts nach Stettin fahren dürften. Um diese Prä-
tension aber durchführen zu können, mußten sie Mor ihr Nie-
derlagsrecht in voller Strenge wiederherstellen, welches sie in
den ersten 20 Jahren, seit sie es wieder erhalten, nur sehr ge¬
mäßigt geltend gemacht hatten. Eine einfache Bestätigung durch
den Landesherrn schien ihnen nicht genügend. Um vollkommen
sicher zu gehen, und den Verlust dieses theuern Rechtes für alle
Zeiten zu verhüten, beschlossen sie, sich dieses Recht nicht allein
durch das höchste Oberhaupt des Reiches, sondern auch durch
alle dabei betheiligten Fürsten und Gewalten bestätigen zu lassen,
und Maaßregeln zu ergreifen, ihre Rechte im volleften Sinne
aufrecht zu erhalten, seien sie auch noch so kostbar. In der That
muß die Durchführung dieses Beschlussesden Städten Frankfurt
und Breslau ein ungeheures Geld gekostet haben.

Demgemäß bestätigten denn 1510 Kaiser Maximilian I-, und
am Mittwoch nach Martini König WladislauS von Ungarn und

i) Bekmann Mark IV. l. 10S2.
4*
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Böhmen, und Kurfürst Joachim I. von Brandenburg und dessen
Bruder Albrecht, so wie die Stände und Fürsten Ober- und
Niederschießen«, den zwischen den Städten Breslau und Frank»
fürt im Jahre 1490 abgeschlossenen Vergleich und das Nieder»
lagsrecht in allen Punkten, und mit den dort gebrauchten Wor¬
ten. >) Nur wurde noch hinzugefügt: „Weil es zur Erhaltung
dieses Vorhabens nothwendig sei, daß Groß-Glogau geschlossen
werde und unwiderruflich geschlossen bleibe, und um keinerlei
Ursach zum Abbruch und Schaden dieser Niederlagen eröffnet
werde, so möge der König von Ungarn und Böhmen für sich
und seine Nachkommenund Inhaber des Fürstenthums Glogau
Fürsorge treffen, und gnädiglich verwehren, daß keinerlei Kauf-
mannsgut hindurch, weder aus Polen, noch aus Deutschland
geführt werden solle, weder heimlich noch offen, doch unschädlich
denen von Glogau an ihren Jahrmärkten, wie sie die von AI»
ters hergebracht haben :c." Zur Aufrechthnltung dieser Nieder-
lagsgerechtigkcitwurden von den Fürsten besondere Schutzher'
ren ernannt, und zwar von Seiten des Königs: der Hofrichter
zu Vunzlau, der Inhaber des Schlosses Klitzdorf, die Haupt¬
leute zu Glogau, Freistadt und Troppau, die Herren, Fürsten
und andere an der Oder angesessene Mannen, so wie die Vögte
in der Ober» und Niederlausitz. Von Seiten des Kurfürsten
waren ernannt: der Verweser des Landes Crossen, der Heer-
meister des St. Iohanniter-Ordens, der Vogt des Landes Stern¬
berg, der Vogt zu Cottbus, Züllichau und unterhalb Frankfurt,
der Hauptmann zu Küstrin, der Landuogt in der Neumark und
die Inhaber der Schlösser Vierraden und Löcknitz. Sie wurden
ernannt: „um solche Niederlagen und Straßen von wegen kö¬
niglicher Würde und fürstlicher Gnade zu handhaben und dar¬
über zu halten, damit daran keine Verhinderung noch Abgang
geschehe, sondern wie bewilliget, erhalten werde, sonderlich, so
Jemand gedächte, diese Niederlage zu umfahren, oder in anderer
Weise diese Vereinigung kaiserlicher, königlicher und fürstlicher
Bestätigungen Abbruch zu thun, sollen solche umgeführte Güter

2) Lünig 0. a. O. 23l. 322. 323.328. Iobfi Velmann 78. 79.
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verfahren und verfallen sein «.">) WaS wegen der neu einge»
führten Salzlösung in Frankfurt beschlossen wurde, wird unten
bei dem Zolle angegeben werden.

Sonach war denn nun das Niederlagerechtbeider Städte,
Frankfurt und Breslau, in der Weise, welche im Jahre 1490
beliebt worden, auf die vollkommenste, sicherste, und anscheinend
unerschütterlichste Weise durch die höchste irdische Autorität und
jede dabei concurrirende Obrigkeit festgestellt und für immer be<
stätigt. Kaum gab es irgend ein Recht, das durch gleiche Ga»
rantien gesichert, und für dessen Festhaltung und Geltendmachung
so großartige Mittel aufgeboten gewesen wären. Interessant
würde es immer sein, zu wissen, wie viel beide Städte zur
Erreichung dieses von ihnen so lebhaft verfolgten Zweckes ge»
opfert haben mögen. Jedenfalls ist es eine große Summe ge»
Wesen, allein die Geschichte hat uns darüber auch nicht das
Geringste aufbewahrt.

Am 27. Januar 1511 publicirten beide Städte jene Pri¬
vilegien des erneuerten Niederlagerechts; am 30. Januar König
Wladislaus, und am 1. Februar Kurfürst Joachim und Mark»
graf Ulbricht. 2) Von nun an wurde streng danach verfahren.
Allein die Zeit, wo ein so streng geübtes Niederlagsrecht von
Nutzen sein konnte, war vorüber. Gs wurde jetzt zum Unrecht
gegen die ganze handelnde Welt, welche nicht mehr einen gro«
ßen Theil ihrer Arbeit daran setzen mochte, um zwei ihr fremde
Städte zu bereichern, und es ist wohl der Aufmerksamkeit werth, hier
einen bestimmten Beweis für die Wahrheit zu erblicken, daß es
auch der höchsten irdischen Macht nicht gelingt, ein zum Unrecht
gewordenes Recht, — und das wird es, wenn es nicht mehr
zeitgemäß ist, — aufrecht zu erhalten, wenn sich die allgemeine
Meinung dagegen erklärt, obgleich es allerdings noch lange
kämpfend ein verkümmertesDasein fortführen kann. Auf eine
seltsame Welse wurde dies Recht von Wladislaus selber durch»
kreuzt. Die Stadt Groß-Glogau behauptete, sie habe vor Alters
auch die Niederlagsgerechtigkeitgehabt. Worauf sie diese Ve«

i) Iobft Aekmann Frankfurt 79. — 2) Lünig a.a. Q. 328. 329. 332,
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hauptung gründete, ist unbekannt. Allein sie wußte es bei Kö-
nig Wladislaus dahin zu bringen, daß er ihr dieses Recht am
5. März 1511 für ewige Zeiten bestätigte, i)

Die Frankfurter, muthig gemacht durch den guten Erfolg
ihrer Anstrengungen, hatten sich zugleich wegen der Warthe-
schiffahrt der Polen an den Kaiser Maximilian I. gewendet, und
bei diesem es dahin zu bringen gewußt, daß er ihnen 1511 ein
besonderes Privilegium eltheilte, wonach die Einwohner des Kö¬
nigreichs Polen mit ihren Waaren nicht geradezu auf der War-
the und Oder nach Pommern, und also nicht direkt nach
Stettin, sondern erst entgegengesetzt 5 Meilen von Küstrin auf¬
wärts nach Frankfurt fahren, und dann nach gehaltener Nieder¬
lage die Oder hinab nach Stettin gehen sollten. 2)

So günstig nun dies für Frankfurt erschien, so nahm da¬
gegen der König Sigismund von Polen diese schwer zu recht¬
fertigende Maaßregel sehr übel, welche seinen Unterthanen jeden
unmittelbaren Handel mit Deutschland unmöglich machte. Kein
Pole konnte mit seinen Waaren weiter, als bis Breslau oder
Frankfurt gelangen; allenfalls konnte er zu Wasser auf dem
Nmwege über Frankfurt nach Stettin kommen. Aber auch aus
Deutschland konnte kein Kaufmann mit Waaren nach Polen
weiter, als bis Frankfurt oder Breslau gehen, wenn er nicht
in der Mark oder in Schlesien ansässig war. Somit war fast
der ganze polnische, preußische und russische Handel nach und
von Deutschland in die Hände der Märker und Schlester gekom¬
men, und konnte nur über jene beiden Städte geführt werden.
Dies war zwar eine alte Einrichtung; aber größer als je war
der Spielraum für die Handelstätigkeit der Schlesier und Mär¬
ker geworden, seit sie für einander die früheren beengenden
Schranken aufgehoben hatten; außerdem aber hatten die Polen
in der Zeit, wo das Niederlagsrecht beider Städte geschwächt
bestand, und das von Frankfurt ganz aufgehoben war, Verbin¬
dungen in Deutschland, und namentlich mit Leipzig angeknüpft,
welche sie nicht gewilligt waren, aufzugeben, obgleich sie sich mit

!Z
1) krißäsnberß Irgotgtus äs Lilszigs Furibus II. 186. — 2) Sell

Gesch. v. Pommern III. 380.
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den erneuerten Privilegien von Frankfurt und Breslau gar nicht
vertrugen.

König Sigismund von Polen empfand, wie gesagt, die Er»
Neuerung dieser Privilegien sehr übel, und ließ öffentlich bekannt
machen, daß er allen Handel nach Breslau gänzlich verbiete.
König Wladislaus, der Landesherr der Breslauer, fand sich da¬
durch veranlaßt, an den König Sigismund zu schreiben, und
um Aufhebung dieser Verordnung zu bitten, indem erst zu un¬
tersuchen sei, ob denn diese Niederlage den Voten wirklich so
nachtheilig wäre, oder nicht. Sigismund antwortete am 26. Fe¬
bruar: Es sei seine Pflicht für das Wohl seiner Polen zu sor¬
gen. Die Niederlage wäre für Polen höchst schädlich. Polen
fehle es keineswegesan anderen Häfen und Handelswegen, wo
es Alles, was es bedürfe, im Ueberflusse erhalten könne; indes¬
sen wolle der König doch sein Gesetz so lange suspendiren, als
die Breslauer von ihrem Niederlagsrechte keinen Gebrauch ma¬
chen würden, i) — Zugleich schrieb er an Breslau, und meldete
ihnen seinen Entschluß. 2)

Die Breslauer waren aber keineswegesgewilligt, ein Recht
ungenutzt zu lassen, das ihnen so theuer geworden war. Die
Polen mußten nach wie vor die Niederlage halten, und das
veranlaßte den König Sigismund, am 27. April 1511 durch
zu greifen. Er erließ ein Gesetz, in welchem er sagt: da die
Breslauer zur Unterdrückung der polnischen Unterthanen in ih¬
rer Stadt eine Niederlage errichtet hätten, so solle vom bevor¬
stehendenSt. Ürbans Feste an, niemand von seinen Unterthanen
in Zukunft nach Breslau und Schlesien handeln, dahin reisen,
oder Viktualien und andere Waaren dahin führen, bei Lebens-
strafe und Einziehung des Vermögens, sondern alle diese
Waaren sollen sie nach Posen und Kalisch bringen, wo Nieder¬
lagen sind, welches der König auch den Breslau«« zu dem Ende
bekannt machen ließ, daß sie nicht nach Polen gehen, und dort
Waaren einkaufen, oder dahin ausführen möchten, bei Strafe
der Confiscation.«)

1) lünig a.a.O.330. Dogiel 1.831. IekelPolenV. 188. — 2)Lünig
a.a.O. 331— 3) Lünig a. a. 0.331. Dogiel 1. 330. IM V. 187. f.
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Diese überaus strenge Maaßregel erregte in Breslau eine
sehr große Bestürzung, denn die Stadt kam in eine verzweifelte
Lage, der Handel gerieth ins Stocken, der Marktplatz war leer,
die Stadt wie ausgestorben. Ucber die vielen in Polen ausste¬
henden Schulden und Forderungen herrschte die größte Unge¬
wißheit, Niemand kannte den Stand seines Vermögens, der
Credit wurde erschüttert, und die Verlegenheit groß. Die Polen
handelten inzwischen ungehindert über Glogau nach dem innern
Deutschlande, denn diese Stadt war ihnen leichter zu Willen,
als Breslau, i) Zwar verbot man den Glogauern von Seiten
der Schutzuögte, die Polen durchzulassen, allein die Stadt fand
ihren Vortheil zu sehr dabei, und kehrte sich nicht an das Ver¬
bot. 2)

Unterdessen wandte sich Breslau an de» König Sigismund
von Polen, und bat um Zurücknahme des Verbots, weil ihnen
sonst alle ausstehende Schulden in Polen verloren gingen. Der
König schlug die Bitte am 20. Juli 1511 ab, erlaubte aber den
Breslauern, die in Polen ausstehenden Schulden einzukassiren,
doch hätten sie sich bei den Grenz-Zollbeamten Bescheinigungen
zu holen, um sich damit bei den königlichenBeamten zu legiti-
miren. Darauf zeigte auch der Rath von Breslau, an, daß alle
Kausleute, welche nach Polen gehen wollten, um Schulden ein¬
zukassiren,sich bei den Räthen zu Breslau oder Frankfurt bei
Strafe melden müßten, 3) Nochmals versuchtendie Vreslamr,
den König von Polen durch eine Vorstellung zur Zurücknahme
seiner Verordnung zu bewegen, allein er schlug es durch ein
Schreiben vom 22. August entschieden ab.<) Nunmehr scheint
wirklich aller Handel von beiden Seiten gänzlich abgebrochen
worden zu sein.

In allen diesen Verordnungen und Verhandlungen wird
Frankfurt nur in der letzten Vreslauer Urkunde genannt, sonst
nirgends, und dennoch ergiebt sich, daß auch der Handel zwi¬
schen Polen und Frankfurt gänzlich aufgehoben worden ist. Alle

I) Zimmermann Breslau 229. — 2) Iekel Polen V. 189. — 3) Liinig
a. a. O. 333. ZimmermannI. 237. 238. — z) Lünig a. a.
O. 33«.

«
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darauf bezüglichenUrkunden sind aber bis jetzt nicht bekannt
geworden, ja vielleicht für immer verloren.

War aber nun den Frankfurtern der Handel nach Polen
verwehrt, so suchten sie ihre ganze Handelsthätigkeit nach einer
andern Seite zu wenden. Die polnischen Produtte konnten in
Deutschland nicht wohl entbehrt werden; es entging ihnen nicht,
daß diese über Pommern, wo der Handel mit Polen nicht ver¬
boten war, besonders aber mittelst der pommerschcn Küsten- und
Seestädte Anklam, Greifswald, Stralsund, Wolgast, Wollin tt.
zu beziehen sein würden, welche sie aus Danzig holen konnten.
Mehr als je richtete sich daher ihre Aufmerksamkeit und Thä»
tigkeit auf den Ostseehandel; sie befrachteten viele Schiffe mit
Maaren und ließen sie die Oder hinab gehen, und nach gehaltener
Niederlage in Stettin den Vaum Passiren, was erlaubt wurde, um
in den vorgenannten Städten gegen diese Waaren polnische Pro¬
dukte einzutauschen. Niemals hatten vorher so viele Frankfur¬
ter und märkische Schiffe den Stettiner Vaum pasfirt, als jetzt.

Diese große Handelsthätigkeit aber machte die Eifersucht der
Stettiner rege, Sie hatten bei den, seit einiger Zeit mittelst
der Wartheschiffahrt eröffneten polnischenHandel gar sehr ihre
Rechnung gefunden, und empfanden es daher übel, als die Frank¬
furter sich vom Kaiser den Befehl verschafft hatten, daß alle
Schiffe, die aus der Warthe in die Oder einliefen, erst nach
Frankfurt kommen mußten, wobei die Frankfurter den Stettinern
den besten Gewinn vorweg nahmen, indem diese nur erhielten,
was die Frankfurter nicht mochten. Dies Verfahren kränkte die
Stcttiner um so mehr, als sie bis dahin den Frankfurtern bei
ihrem Handel in Pommern mannigfache Vortheile zugestanden,
was die Frankfurter ihrerseits zwar erwiedert hatten, aber jetzt
gewissermaßen, durch die ungemeffene Ausdehnung ihres Nieder»
lagerechtes zum Schaden Stettins, vernichteten. Hatte dies schon
die Stettiner gegen die Frankfurter aufgebracht, so würde dies
doch vergessen worden sein, da jetzt keine polnische Schiffe die
Warthe hinabführen, wäre nicht jene neue Handelsoperation
hinzu gekommen.

Es entging den Stettinern nicht, daß sie bei der Sperre
des polnischen Handels gegen Frankfurt und Breslau nunmehr
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die Rolle beider Städte übernehmen, und fast den ganzen Pol»
nischcn Handel nach Deutschland über Stettin leiten konnten.
Dies war für die Stadt von der höchsten Wichtigkeit, und sie
war um so weniger geneigt, den damit verbundenengroßen Ge¬
winn mit Frankfurt zu theilen, als diese Stadt so eben gezeigt
hatte, daß sie es nicht verschmähe, sich auf Kosten Stettins zu
bereichern. Ferner gab einen neuen Veschwerdepunktder Um¬
stand ab, daß bis dahin vorzugsweise Stettin das Lüneburger
Salz, wie das aus Portugal und Frankreich kommende Voysalz,
zwei der allerwichtigsten Artikel, von welchem besonders der letz¬
tere seit einiger Zeit in ganz ungemeinem Begehr stand, die
Oder hinaufschiffte,und das ganze nordöstlicheDeutschland da¬
mit versorgte. Seit Kurzem aber hatte Frankfurt angefangen,
selber Salz nach den pommerschen Küsten kommen zu lassen, und
dies bei Stettin uorbeizuschiffen, was man nicht ohne Neid sehen
konnte. >) Hiernach singen die Stcttiner an, den Frankfurtern
die ihnen bewilligtenVortheile und Freiheiten nach und nach zu
entziehen, und ihr Niederlagsrecht strenger als je gegen sie an»
zuwenden. Ja sie verwehrten ihnen sogar zum Theil das Vor¬
beischiffen nach der See, indem sie behaupteten, das den Frank¬
furtern in dieser Beziehung ertheilte Privilegium erstrecke sich
nur auf gewisse Maaren, aber keineswegesauf alle.

Eine natürliche Folge war, daß nun den Stettinern eben
so in Frankfurt alle ihnen früher bewilligtenFreiheiten entzogen
wurden, und daß man sich gegenseitigbestmöglichst neckte und
plagte, wozu es an vielfacherGelegenheit nicht fehlte, da der
Handel zwischen beiden Städten lebhaft fortdauerte.

Dies Alles brachte aber weder Breslau noch Frankfurt da¬
hin, von dem ihnen so feierlich bewilligten Niederlagsrechte ab¬
zustehen. Am 2. Februar 1312 erließ König Wladislaus vier
Briefe an die Stadt Glogau, an die Schlesischen Fürsten und
Stände, an den Herzog Friedrich zu Liegnitz und an den Haupt¬
mann von Glogau, Jacob von Salz, nach welchen er ihnen die
Beobachtung der Niederlage zu Breslau und Frankfurt zu er»

i) Seil Gesch. v. Pommern III. 380.
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zwingen, befiehlt. >) Er sagt darin, wenn Jemand andere Stra»
ßen oder Wege, außerhalb den Niederlagen zu Breslau und
Frankfurt ziehen, reisen oder fahren wird, so sollen dieselben
mit ihren Kaufmannschaften und Gütern ausgetrieben, und die
Güter, wenn sie in seinen Landen ergriffen, verfallen sein, in'
der Art, daß er davon die Hälfte, die andere Hälfte aber die an
ihrer GerechtigkeitBeleidigten erhielten. Da 'er nun in Wahr¬
heit bemerke, daß wider diese Niederlagen, deren Rechte und
seine Gebote, an vielen Oertern und Stellen, sonderlich zu Groß
Glogau, mit Gewalt, heimlich und offenbar gehandelt, und er
darunter schmählich verachtet werde, so erkenne er solche Güter
als verfallen, und befehle allen den Seinigen, darüber zu wa»
che», die Güter aufzutreiben und an sich zu behalten, in der
Art, daß die aufgetriebenen Güter in seinem Lande Schlesien
an gewissen und versicherten Orten aufbewahrt werden, bis er
auf Ersuchen über dieselben entschieden haben wird.

Noch immer dauerte der polnische Handel über Glogau fort,
und deshalb schrieb König Wladislaus an die Stadt Glogau,
daß sie niemanden zum Nachtheil der Vreslauschen Niederlage
über die Oder mit Gütern Yassiren lassen solle.,) Am 14. Fe«
bruar 1512 bestätigte Kurfürst Joachim von Brandenburg der
Stadt Frankfurt nochmals die Niederlagsgerechtigkeit, indem er
sich auf ein jetzt nicht bekanntes Privilegium Markgraf Ludwigs
des Römers bezieht, und sagt: daß darin unter anderem klär-
lich ausgedrucket, daß in alle Wege die Niederlage der Kauf-
mannsgüter unverwandelt bei denen von Frankfurt bleiben und
gehalten werden soll, auch die Wagenfahrt mit Kaufmanns-
gütern von beiden Theilen (Seiten) an der Oder auf und nie¬
der durch die Stadt Frankfurt, und sonst in keinerlei Weise
anderswo gehn, noch hindurch verstattet werden soll, und wo
Jemand da entgegen die Wagenfahrt anderswo wird gehen las¬
sen, die zu strafen und zu hindern ». Kurfürst Johann bestä¬
tigte diesen Artikel, wie vorsteht, in Kraft und Nacht des er-

l) Lünig a. a. O. 33?. 339. Zimmermann a- a- O. I. 238. —
2) Lünig a. a, O. 334.
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theilten Briefes, und will in ernstlicher Meinung, daß die Stra»
ßen- und Wagenfahrt mit Kaufmannsgütern an beiden
Theilen (Seiten) der Over auf und nieder durch Frankfurt
und sonst in keinerlei Weise anderswo, noch auf Landsberg
oder an andern Orten, denn auf Küstrin die Oder herauf, und
auf Crossen und Reppen die Oder herab, und also dort ge»
gen Frankfurt geh« und fahren soll, und wo Jemand da ent»
gegen thun, und fremde Straßen suchen würde, sollen und mö¬
gen sie ihn verhindern und aufhalten.,) Man sieht hieraus,
wie wenig die Frankfurter geneigt waren, irgend eines ihrer
Niederlagsrechte aufzugeben. Zugleich crgiebt sich hieraus die
Richtigkeit der von uns unter Nr. IN und 12 aufgeführten
Straßen.

Weniger hartnäckig waren darin die Vreslauer, vielleicht
machte größere Noth sie geschmeidiger. Am 18. April 1512
hob König Sigismund von Polen sein Verbot, nach Breslau
zu handeln, auf, und zwar, wie im Briefe bemerkt ist, weil die
Breslauer ihr Niederlagsrecht nicht ausübten, und freien Durch»
Handel gestatten wollten. 2) Indessen gab es deshalb auch viel
zu unterhandeln, und vorläufig wurde der Handel noch nicht
wieder hergestellt, denn die Aufhebung des Verbots war nur
bedingungsweise ausgesprochen.

Wenn nun auch in Polen aller Handel mit Frankfurt und
Breslau verboten war, so hatte der König doch den Handel mit
Deutschland überhaupt nicht verboten, denn Polen konnte die
deutschen Producte auch nicht entbehren, und der König hatte
diesen sogar den Weg über Glogau, als den einzigen erlaubten,
vorgezeichnet. Außerdem hatte der Handel über Danzig und
Stettin seinen ungehindertenFortgang. Die Kaufleute der Hanse¬
städte Deutschlands schlössen daher ganz richtig, daß ihnen, als
solchen, der Handel in Polen nicht verboten sei, wenn sie nur
über Glogau gingen, was für die meisten und wichtigsten aber
ein großer und beschwerlicher Umweg war. Sie schlössen wei¬
ter, daß ihnen wahrscheinlich auch der Eintritt in Polen nicht

l) Iobst Bckmann Frankfurt ?». — 2) ZimmermannMark. Städte,
verf. I. 238.
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»erwehrt werden möchte, dafern sie nur nachwiesen, daß sie keine
Frankfurter Kaufleute seien, oder Waaren aus dieser Stadt ein¬
führten, denn gegen sie hatte der König Sigismund keine Ve-
schwerden; allein diesen Eintritt in Polen über Frankfurt hin»
derte das Frankfurter Niederlagsrecht, vermöge dessen kein an»
derer Kaufmann, als nur ein Frankfurter, über Frankfurt hin¬
aus handeln durfte. Um diese Schwierigkeit aus dem Wege zu
räumen, scheint die Hanse mit ihrer Vundesstadt Frankfurt un¬
terhandelt, und sie bewogen zu haben, allen hanseatischen Kauf-
.leuten den Durchzug durch Frankfurt zu gestatten. Welche Mit¬
tel sie dabei angewendet hat, um diese gewiß sehr ungern zu¬
gestandene Freiheit zu erlangen, wissen wir nicht; gewiß aber ist
es, daß die Städte der Hanse sich unter einander sehr bedeutende
Concessionen machten, und so kann diese nicht gerade Verwun¬
derung erregen, i) Erst nachdem die Hanse, — oder wie man
sich damals ausdrückte, — der Kaufmann, mit Frankfurt ein¬
verstanden war, konnte sich die Hanse an den Kurfürsten wen¬
den, und mit ihm wegen der landesherrlichen Genehmigung un»
terhandeln. In Folge dessen kam zwischen der Hanse und dem
Kurfürsten Joachim I. wegen der Durchfuhr und Straßen am
31. October 1513 folgender Vertrag zu Stande, „doch un¬
schädlich kaiserlichen, königlichen und fürstlichen Pri¬
vilegien, die der Niederlage zu Frankfurt wegen aus¬
gegangen sind."

1) Der Kurfürst will dem Kaufmann zu Gnaden die Stra¬
ßen öffnen und Durchfuhr gestatten, also, daß sie mit allen und
jeden ihren Gütern, die von deutschen Landen nach Polen, oder
von Polen nach Deutschland gehen, die Niederlage zu Frankfurt
besuchen, allda von jedem Wagen, der mit Zentnergut beladen
ist, er gehe aus oder ein, einen Gulden zu Niederlage geben,
und ihn sogleich dem vom Kurfürsten verordneten Beamten ein¬
händigen. Ist dies geschehen, so mögen sie ungehindert nach
ihrer Nothdurft und Gelegenheit mit ihren Gütern durchfahren,
doch müssen sie die gewöhnlichenStraßen und Zölle in den kur¬
fürstlichenLanden halten und geben, wie von Alters geschehen.

i) Man vergleiche Sartorius Gesch. d. Hanseat. Bundes II «94.697.
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(Hiernach wurde also das Abhalten einer dreitägigen Nie¬
derlage, so lange dieser Vertrag Gültigkeit behielt, d. h. inner»
halb der nächsten sechs Jahre, von den hanseatischenKaufleuten
nicht gefordert, sondern nur die Zahlung von einem Gulden
(nämlich einem Goldgulden, gleich einem Dukaten) an Nieder¬
lagsgebühr für jeden Wagen mit Zentnergut, womit alles ab¬
gemacht war, den aber nicht die Stadt, sondern der Kurfürst
erhielt, und wobei die Stadt leer ausging. Daß die Stadt nichts
erhielt, mochte auf gegenseitigen Zugeständnissenberuhen; daß der
Kurfürst aber von dem Wagen einen Gulden erhielt, war wahr¬
scheinlich eine Bedingung, an welche sich seine Genehmigung
knüpfte.)

2) Der Kaufmann soll für das kurfürstliche Geleite bis
über die polnischen Grenzen dem Kurfürsten von jedem mit
Zentnergut beladenem Wagen, er ssehe aus Deutschland nach
Polen oder umgekehrt, einen halben Gulden zahlen, und dem
in Frankfurt vom Kurfürsten dazu Verordneten einhändigen.
Dem Geleitsinanne werden, er geleite nun Viele oder Wenige,
für jedes Pferd, welches er zum Geleiten stellt, 8 Groschen be¬
zahlt; doch soll der Geleitsmann sie nicht stärker, als mit einem
Pferde geleiten, es sei denn, sie begehreten es besonders, oder
die Noth erfordere es.

(Das Geleit gehörte der Stadt. Daß der Kurfürst hier
eine Abgabe davon bezieht, hat entweder seinen Grund darin,
daß die Stadt es durch ihren Proceß verloren, oder es gilt dies
ebenfalls nur für die nächsten sechs Jahre.)

3) Auf diese Bedingungen hat der Kaufmann bewilligt
alle und jede Kaufmannswaare durch die Mark gehen zu lassen.

4) Dagegen will der Kurfürst sie schützen und schirmen,
auch vor Schaden stehen, Leibes und Gutes, wie vormals ge¬
schehen.

5) Dieser Vertrag soll auf nächsten Martini (11. Novem¬
ber) angehen, und sechs Jahre nach einander bestehen,und wie
oben steht, gehalten werden.

(Es wa.r also nur eine ausnahmsweise Bewilligung auf
sechs Jahre. Auf eine längere Zeit hatte Frankfurt sich nicht
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eingelassen, ohne Zweifel, weil es bis dahin auf eine Aenderung
der Polnischen Verhältnisse hoffte.)

6) Was an Gütern zur Zeit der Niederlage zu Frankfurt
durchgegangen und angeschriebenworden, da soll von jedem
Wagen ein Gulden gegeben werden.

(Hieraus ergiebt sich, daß Frankfurt schon vor dem Abschlüsse
des Vertrages mit dem Kurfürsten die neue Einrichtung provi¬
sorisch eingeführt, und die Wagen ohne Abgabe hatte Passiren
lassen. Es sollte jetzt von jedem der notirten ein Gulden für
den Kurfürsten nachbezahlt werden.)

?) Wegen des Gebots, so König S. zu Posen gethan, der
Straße halber, daß der Kaufmann auf Glogau fahren muß,
will der Kurfürst zum Könige schicken oder schreiben, mit der
freundlichen Bitte, solches abzustellen, und Jedermann freistehen
zu lassen, mit seinen Gütern nach seinem Gefallen zu fahren,
damit der Kaufmann auch Fleiß habe.

8) Auch hat der Kaufmann bewilligt, was noch an Ge-
leitsgeld restiret bei denen, welchen es zusteht, insofern es ihnen
namhaft gemacht wird, bis Reminiscere zu bezahlen.,)

In Folge dieses Vertrages wurde für die Kaufleute vom
Ende des Jahres 1313 die Straße über Frankfurt nach Polen
geöffnet. Immer war dies schon ein bedeutender Schritt, den
starren Niederlcigszwang zu brechen. Bald darauf aber geschah
noch ein wichtigerer Schritt.

Am 27. April 1515 machte König Wladislaus von Ungarn
und Böhmen bekannt, daß durch seine Vermittlung der König
Sigismund von Polen gewilligt sei, sein früheres Verbot des
Handels feiner Unterthanen nach Breslau aufzuheben, und sei»
nen Unterthanen den freien Eintritt und Handel in Breslau zu
gestatten, wie er früher unter seinen Vorgängern stattgefunden
habe, bis zu jenem Verbote. Weil aber die Breslau« ihr Nie»
derlagsrecht gegen die Gewohnheit der früheren Zeiten zum Nach¬
theil des KönigreichsPolen gebraucht hätten, hinfort aber zu
ewigen Zeiten sich desselben nicht bedienen wollen,

i) ZimmermannMärt. Städteverf. II. 2»8.
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und die Unterthanen Polens mit ihren Waaren nach Breslau
und durch Breslau nach den benachbarten Städten und Hau»
delsorten ohne irgend eine Verhinderung oder Beschwe¬
rung, so oft sie es verlangen, gehen und zurückkehren las»
sen wollen, und dies aus sichere Weise verbrieft ha»
ben, auch König Wladislaw dies dem Könige Sigismuud und
seinen Nachfolgern, wie oben angegeben ist, stets zu halten, ver¬
sichern will, so stellt er die von ihm neu hergestellte Nie¬
derlage zu Breslau gänzlich ab, und es soll von ihr wei¬
ter kein Gebrauch gemacht werden, verpflichtet auch sich und
seine Nachfolger durch Gegenwärtiges, daß sie die der Stadt
von ihm ertheilte Concessionwegen der Niederlage zu Breslau
zum Schaden Polens und dessen Einwohner niemals gebrauchen,
noch deren Gebrauch erlauben sollen, indem er aus königlicher
Machtvollkommenheitdie Niederlage zu Breslau in der
Weise erklärt und bestimmt, wie oben angegeben ist, so daß
jene Urkunde ferner keine Kraft mehr haben soll. >)

Am 28. April stellte nun auch der Rath und die ganze
Gemeinheitder Stadt Breslau eine der vorigen ähnliche Urkunde
aus, in welcher sie zu ewigen Zeiten auf ihr Nicderlagsrecht
gegen Polen Verzicht leisten, wie dies Versprechenin dem Briefe
König Wladislavs an König Sigismund ausgesprochen war. 2)

Nach diesen feierlichen Versprechungen, zu welchen der Math
von Breslau eine große bevollmächtigteDeputation an den Hof
König Sigismunds nach Posen geschickt hatte, und welche ge¬
wiß mit großer Betrübniß gegeben wurde, erklärte der König
noch am nämlichenTage, am 28. April 1515, daß er auf Ver¬
mittlung König Wladislaus, und weil die Vreslauer gänzlich
für die Zukunft auf ihr Niederlagsrecht verzichtet hätten, und
auch jenseits Breslau die Ausübung des Handels nach alter
Gewohnheit gestatteten, wie es zu den Zeiten Königs Johann
Alberts und Alexanders gewesen sei, daß er sein früheres Ver¬
bot des Handels nach Breslau gänzlich aufhebe.») Am 9. Mai

1) v. Ngox^u«!« ^°<1- mgj. ?ol. 207. Lünig a. a. O. 337. —
2) v. «2L27N8IÜ a. a. O. 208. Dogiel I. 387. — 3) v. N»-
02>n5lli a. a. O. 210. Lünig a. a. O. 33?.
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erließ König Sigismund ein Schreiben aus Posen an alle Haupt«
leute des Königreichs Polen, in welchem er ihnen anzeigt, daß
der Handel mit Breslau wieder hergestellt ist, und sie demselben
ferner keine Hindernisse in den Weg legen möchten, i) Dasselbe
machte er am nämlichen Tage auch allen anderen Beamten und
Zöllnern bekannt. 2)

Mit tiefem Schmerze hatte Breslau sich der Nothwendig-
keit gefügt, und hoffte vielleicht auf eine günstigere Zeit, um
sein altes Recht erneuern und wiederherstellenzu lassen. Frank¬
furt, das bei allen diesen Vorgängen auf das Innigste bethei¬
ligt war, trug sich wahrscheinlich mit gleichen Hoffnungen. Einst¬
weilen hatte man nachgegeben, und die Verhältnisse mit Volen
stellten sich so leidlich, wie sie es unter solchen Umständen konn¬
ten. Zwischen Stettin und Frankfurt dauerten die Neckereien
fort. Zwar hatten beide Städte Rathleute ernannt, welche auf
besonderenZusammenkünften die Streitigkeiten beilegen sollten,
allein ihre Mühe war vergebens gewesen. 3)

Aber auch die Zwistigkeiten zwischen den Märkern und
Schlesiern mit den Polen waren durch die Nachgiebigkeit Bres¬
laus nur auf kurze Zeit unterdrückt, aber nicht beseitigt worden.
Sie wachten bei der ersten Gelegenheit wieder auf, und hatten
1524 bereits eine solche Höhe erreicht, daß König Sigismund
seinen Polen neuerdings den Handel mit Schlesien und der Mark
Brandenburg auf zehn Jahre verbot. Als Ursache wurde die
schlechte Schweidnitzer Münze angegeben, mit welcher Polen zum
größten Schaden seiner Einwohner überschwemmtworden war.
Alle Reisen in die Mark und nach Schlesien, so wie aller Tran-
sithandel durch diese Länder, selbst das Durchtreiben der Ochsen
ward den Polen verboten. Davon war nur das Salz ausge¬
nommen. Den schlesischen und märkischenKaufleuten war es
jedoch erlaubt, nach Polen zu kommen, und dort einzukaufenund
zu verkaufen. 4) Außerdem setzte König Sigismund in diesem
Jahre die Orte fest, wo die in Polen erlauften Ochsen zu ver-

1) v. Iwosynzlii a. a. O. 2l1. -
Gesch. v. Pommern III. 381.
Polen V. 190.

2) «. a. O. 210. — 3) SeU
«) Lünig a. a. O. 338. Ielel
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zollen wären. Auch hier wird die Mark nach alter Gewohnheit,
die in Polen sich lange erhielt, Sachsen genannt, denn die Zölle
sind gegen Sachsen: Medzyrzecz(Meseritz),Skwirzyna (Schwe¬
rin an der Warthe), Szyrakow (Zirke an der Warthe), Wronki,
Walcz (Deutsch Krone), Wielien (Filehne), Naklo (Ztackey. i)

Die neue Polnische Verordnung, nach welcher die Deutschen
in Polen, aber die Polen nicht in Deutschland handeln konnten,
verursachte manche Verwirrung, und schadete am meisten den
Polen. 152? ward abermals in Polen befohlen, daß die ver¬
botenen Wege nach Schlesien bei Lebensstrafe nicht mit Getreide
befahren werden sollten.:) Dagegen erklärte der König, daß
das Edikt von 1524, nach welchem die Polen keine Waaren und
Ochsen nach Schlesien führen sollten, bis zum nächsten Reichs¬
tage suspendirt sei, 3)

1) v. N3C27N5ki Co6. w»j. ?c>!. 222. — 2) Conztit. l527. Vol.
I. lul. 477 H. et czui». Ietel Polen V. 190. — 3) «ünig a.
a. O. 339.
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reieben gebru6ern von llotbus vn8ern liben getrewen vmb
6ie Ltrgxxe, 6ie 6ureb vn8er dant xu du8ix gevveulieben geet
vbersin Ilomen 8ein, in »Her 6er mgxxe, 2I8 berngeb ge8ebri-
den 8teet. <üxu 6em er8len 622 liein lrem6e Wggenvgrt 6er
llgullewte vber 6ie Lruclce, 6ie Vere gengnt >8t, vgren vn6
geen 8c>>. Vxgenomen »Heine 6ie Lurger xu llotbu8 vn6 gn-
6ere lewto, 6ie iu 6er egengnten ^obgN8en vn6 Neinriob8
gebru6ere von Xotbn8 bersebgM 8itxen vn6 wonen, 6ie8el-
den mugen vber 6ie egengule Lruelce 6er vere vgren vn6
«iebeu vngebin6ert. Oueb mugen Vi8oberw»gen vn6 Ugrlile.
lewte Wagen, 6ie niebt reebt LgwNewte 8ein vn6 6ie vber
6ie egengnle llruelie 6er Vere sollen vgren, 6g8elb8t gen
XotbU8 xu UgrlNe vn6 wi6er von 6gnnen vgren vn6 geen
vngebin6ert. Vn6 80I 6ie gemevne strgxxe lurb»8 mer 8ein
vn6 geen 6ureb Üotbu8, 60 alle lrem6e wegen 6er XgwNewte
6en xol geben 8uIIen, 6en 8ie vormals von g!6er8 6u8elbi8t
su Üotbu8 geben baden, vn6 oueb 6en 8ie vorut? 6er ege>
nannten Lruolcen 2U 6er Vere geben bgben. Vn6 von 6an
nen 8uIIen alle ?rem6e wegen 6er Lawliute 6ureb vn8er
8tetel üu 6er keitxe varen vn6 sieben, vn6 al8o 8e!bi8t «u!>
len 6ie vorgenante lrem6e wegen 6er llgwllewte wi6er berull
6ureb vn8er 8tetel su 6er ?eitse vgren vn6 sieben. Vn6 von
6gnnen gen Xotbu8 vn6 6o8elbi8t iren llsol geben gl8 6ouor
begrissen i8t. XVere aber 6»8 6beinerle^ srem6e wegen 6er
IlgwNewte niebl 6urcb Xotbu8 «leben wollen, 6ie8elben wg»
gen mugen 6ie egengnten von Ilotbus 06er ire 6ienere, 6en
sie 6»8 empLelben mit bille vnzer8 Vogtes su du8its vntrei
den vu6 6or2U twingen. Vu6 ob 8ie vll8ern Vogt 06er sein
bills äor^u uiobt gebabsn moonteu ou geuer6s, 80 wuZeu
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8io «8 86>der von vn8«rn v/eZsn tuen, 6c>on mit bs8ollLiäsn>
tieit. Ouon 8UÜ6N »IIs 6sr sßsngnton von Xc>tbu3 lewte liis
«u Xolbu» vnH Lnäei^wo in irer nsr8Lli3M ßL8L^26n «sin,
aurok vn86r 8t6tol xu 6er?Li?6 üxolls« vnä ZsIeittL8 lrev
vgsLN vnä dienen vn^eninäsi-t. Uit vrllunt äitü drisvez vor-
8!ß6lt mit VN86I- Ilei8erlic!lien !N2is3t2t ^N8ißsl äsr Zsben i8t
xn Lu6i83vn ^goli ^si5tu8 Zspurt ärs'ivtxsbLnnunäLlt ^Zr«
äglnaek in 6sm Nvnvn68idsnt2iß8ten ^»re »n 83Nte L»lKe>
revn tzßs. Vn88i- ReioKe in 6«m 8sllli8vnä2'>ventxiZ8ten vnä
6s8 Xßi8Lltumi8 in <tsm 8ibenxßIi6n66M Fare.

Contrasignilt auf dem Ueberschlage: ve mgnäalo vomini 6o
«ari3 ?6t>-u8 Pi-Lpc>8itu8 VIomuc:sn3i8.

Original im Königl. Gel). Kabinetsarchive zu Berlin. Perga«
ment mit dem kleineren Siegel.
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